
Mitarbeiter haben wochenlang um ihr Leben 
und ihr Lebenswerk gefürchtet. Nur so läßt 
sich das erstaunlich freimütige Bekenntnis er-
klären, das in Sekou Toures Schlußadresse an 
den Außerordentlichen C. N. R. vom 15. No-
vember 1965 enthalten ist: „Ohne die Unab-
hängigkeit und ohne die Revolution . . ., was 
wären wir, jeder von uns? Kleine Angestellte, 
ganz kleine Angestellte. Zum Beispiel ich: 
unter dem Kolonialregime hätte ich nie mehr 
als 30 000 Francs verdient! Das war die Grenze 
für uns alle, die wir nicht einmal ein Motor-
rad besaßen, geschweige denn ein Auto oder 
ein Haus. Wer von uns hätte damals von sei-
nem Gehalt Ersparnisse zwischen 500 000 
Francs und einer Million machen können? Wir 

dürfen nicht vergessen, was gestern war ... 
Wenn von der Geschichte der Großen dieser 
Erde die Rede ist, dann spricht übrigens nie-
mand von ihren Häusern, von ihren Autos 
oder von ihren Bankkonten . .. Dann spricht 
man von ihrer Bedeutung, vom Sinn ihres Le-
bens in der Geschichte ihrer Völker..59)  
Bezeichnenderweise fiel dieses Zitat, das dem 
guineischen Präsidenten im übrigen eher zur 
Ehre als zur Unehre gereicht, beim Nachdruck 
in der unter seinem Namen erscheinenden 
Schriftenreihe der P. D. G. dem Zensor zum 
Opfer. Die Rückschau stellt die Ereignisse des 
Jahres 1965 als einen einzigen Sieg der fort-
schrittlichen Kräfte dar. Auf den Helden der 
Tragödie darf kein Schatten fallen.

VII. Das Aufrücken des

Bemerkenswerterweise spielte in den Ausein-
andersetzungen um das Händlerkomplott vom 
Herbst 1965 das Argument des Vorjahres, es 
handele sich um konterrevolutionäre Machen-
schaften einer „nouvelle classe bourgeoise 
mercantile", nicht die geringste Rolle. Die 
Bewußtseinslage der guineischen Bevölkerung 
war damals so unprofiliert, die ideologische 
Schulung noch so unzulänglich, das Regime 
noch so sehr in den statischen Vorstellungen 
einer klassenlosen nationalen Demokratie be-
fangen, daß es nur über die Hilfskonstruktion 
vom imperialistisch-kolonialistischen Anschlag 
auf die nationale Unabhängigkeit zur Be-
schwichtigung der aufgebrachten öffentlichen 
Meinung gelangen konnte.
Erst 1966/67, nachdem mit einer gewissen Kon-
solidierung auch eine gewisse Radikalisierung 
der Revolution und der öffentlichen Meinung 
erreicht worden war ), konnte die Frage der 
revolutionären Situation wieder unverhüllt 
gestellt werden. Es begann mit der scheinbar

59) HOROYA Nr. 776 vom 26. November 1965.
60)Der Sturz Kwame Nkrumahs in Ghana (Febr. 
1966), der Zusammenschluß der guineischen Emi-
grantenkreise zur „Front de Liberation de la 
duinet (April 1966 in Abidjan), die Senghor’sche 
dee der Frankophonie, die vorübergehende Inter-

nierung des guineischen Außenministers in Accra 
sowie die „Konfrontation" mit der Elfenbeinküste 
erzwangen eine rasche „Radikalisierung der Revo- 

tion" und mit ihr ein verstärktes Bemühen um die 
Mobilisierung der Massen (Milice, Service Ci- 
Xiue). Gleichzeitig gab das Regime die Fiktion 
periMationalen Einheit auf und bekannte sich zur 
weaität der gesellschaftlichen Gegensätze. Damit 
salzog es den Übergang von der nationalen Be-

widitigungsattitude zur sozialen Kampftechnik, 
as Resultat war eine deutliche Zunahme der staatsautorität.

Kleinbürgertums zum Klassenfeind 
im Jahre 1967/68

beiläufigen Mitteilung, zu den Aufgaben der 
Hochschulaufnahmeprüfung für das Jahr 1967 
gehöre auch eine Ausarbeitung über den Pro-
zeß der Bildung e

61
iner Kleinbürgerklasse in 

Guinea ).
Außer ihren politischen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Wurzeln waren darzustellen: die 
ihr für den politischen, wirtschaftlichen, kul-
turellen und religiösen Kampf zu Gebote ste-
henden Mittel, ihre ausländischen Verbünde-
ten sowie ihr Bewußtseinsstand „en tant que 
classe". Aufzuzeigen waren ferner die Waffen, 
mit denen das guineische Volk „unter Führung 
der P.D.G." diese neue Klasse bekämpfen und 
besiegen könnte. Schließlich war darzutun, daß 
die Bildung einer solchen Klasse die Revolu-
tion nicht schwäche, sondern stärke.
HOROYA war beauftragt, dieses Thema der 
„meditation de l'ensemble des militants" zu 
empfehlen. Die regionalen Parteileitungen 
wurden aufgefordert, einen Bericht über die 
sozialen Gegensätze in ihrem Bereich zu er-
statten. Die Grundfrage laute, so schrieb 
HOROYA, ob es in Afrika überhaupt soziale 
Klassen gäbe, und wie es sich erkläre, daß 
in Guinea ein „embryon dj avanc d'une 
classe petite-bourgeoise“ existiere, obwohl da-
für eigentlich keine materielle Basis vorhan-
den sei. — HOROYA nahm die Antwort vor-
weg: „Der revolutionäre Volksstaat sieht sich 
gezwungen, Staatsbürger mit kleinbürgerlicher 
Gesinnung zu engagieren, um den Behörden- 
b trieb sicherzustellen..." Abschließend zi-

61) „Le processus de formation d'une classe petite- 
bourgeoise en Guinee", in: HOROYA Nr. 1245 vom 
9./10. Juli 1967.



tierte die Zeitung ein Wort Sekou Toures, 
wonach die Auseinandersetzung mit dem kon-
terrevolutionären Kleinbürgertum nur im 
Wege des Klassenkampfes geführt werden 
könne; die andere Klasse sei das Volk: „La 
classe au pouvoir est le peuple."
Dieser HOROYA-Artikel signalisierte eine in 
der westlichen Welt kaum beachtete Wende. 
Bis zu diesem Zeitpunkt nämlich war im 
Dogma Sekou Toures für die Lehre vom Klas-
senkampf kein Platz gewesen, allerdings „we-
niger aus philosophischer Überzeugung, de
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nn 
aus dem Wunsch heraus, um jeden Preis die 
afrikanische Solidarität zu retten" ).
Diese Solidarität, auf der Sekou Toure ur-
sprünglich ein „kommunokratisches" Regime 
hatte aufbauen wollen63), war Wirklichkeit 
gewesen: in den Tagen des Unabhängigkeits-
kampfes, im Antikolonialismus. Aber sie hatte 
diese Zeit der Konfrontation mit der alten 
Metropole nicht überdauert. Die Ideologisie-
rung des öffentlichen Lebens, von Sekou 
Toure Anfang der sechziger Jahre noch für 
eine von der alten Kolonialmacht einge-
schleppte europäische Unart gehalten, erwies 
sich dem Prinzip der „Solidarisierung durch 
Afrikanisierung" als überlegen und ergab sich 
zudem mit fataler Zwangsläufigkeit aus der 
ideologisch und nicht pragmatisch bestimmten 
Natur des Regimes.

62) „Le rejet de la lutte des Hasses et la solidarite 
africaine" in A. S. Toure, Experience guineenne et 
Unite Africaine, Paris 1962, S. 411 ff.
63) Aime Cesaire, La pensee politique de Sekou 
Toure in PRESENCE AFRICAINE, Heft XXIX, Jhg. 
1959 Jan. 1960, S. 68 ff.

64) Siehe: Rapport du Bureau Confederal de h 
C.N.T.G., HOROYA Nr. 1273 v. 15./16. Aug. 1901
65) Siehe z. B.: Le Monde de la Malversation, 
HOROYA Nr. 1271 v. 12. Aug. 1967.
66) Später Minister für Moyenne Guinee, nach

bi
der  

Kabinettsumbildung vom Mai 1969 nur noch Ka  
nettsdirektor im Sozialministerium. ,
67) HOROYA Nr. 1278 v. 23. August 1967,  
Nr. 1279 v. 24. August 1967, HOROYA Nr. 1282 " 
27./2S. August 1967.
68) HOROYA Nr. 1279 v. 24. August 1967.

Als dies erstmals erkannt wurde, im Novem-
ber 1964, setzte ein Umdenkungsprozeß ein. 
Dieser mußte jedoch mit äußerster Behutsam-
keit geleitet werden, um den offenbar ge-
wordenen Klassenkampf nicht zum offenen 
Bürgerkrieg zu steigern. Dem Regime wurde 
unerwartete Hilfe zuteil. Die vielfältigen 
Staatsstreiche jener Periode, insbesondere der 
Sturz Olympios, Ben Bellas und Kwame 
Nkrumahs erzeugten im guineischen Volk 
erstmals wieder eine gewisse Solidarisierung, 
eine zweite, wenn auch matte Woge nationa-
ler Schutz- und Trutzhaltung. Diese ermög-
lichte es dem Regime, den an der Spitze längst 
vollzogenen Gesinnungswandel auf die Basis 
auszudehnen: „Es handelt sich jetzt darum, die 
Theorie und die Praxis des offenen revolutio-
nären Kampfes in die Doktrin der Partei ein-
zubeziehen" (Sekou Toure vor dem VIII. 
Parteitag).
Die Gruppe um den Präsidenten folgerte 
daraus, daß sie, möglichst nicht nur in Worten, 
sondern auch in Taten, einen deutlichen 

Schritt nach links tun müßte, wollte sie nicht 
eine Wiederholung des 1961 gescheiterten 
Umsturzversuchs von links heraufbeschwö- 
ren. Uber den Umfang der einzuleitenden 
Maßnahmen bestanden jedoch Meinungsver-
schiedenheiten. Eine Gruppe glaubte, dem vom 
guineischen Gewerkschaftsbund C.N.T.G.’4) 
unterstützten revolutionären Tatendrang der 
Jugend durch „Enthüllungen" Genüge leisten 
zu können65 ). Eine andere Gruppe, geführt 
von dem damaligen Erziehungsminister Dr. 
Makassouba Moriba66 ), hielt das für unzu-
reichend.
Unter dem Titel „Den Mund aufmachen, heißt 
die Nation sanieren" veröffentlichte Makas-
souba drei Aufsätze, „nicht um die unbestrit-
tenen und aller Welt bekannten Errungen-
schaften der Revolution zu verherrlichen, son-
dern um ihre negativen Auswirkungen in vie-
len Bereichen 67zu attackieren ..." ).

Die Liste der negativen Momente war lang. 
Sie reichte vom „sentimentalisme", d. h. von 
der Praxis, gegenüber ärgsten Verfehlungen 
noch ein Auge zuzudrücken, über die skanda-
löse Art der Lebensmittelverteilung, über den 
Nepotismus in den Parteileitungen, über die 
Verwechslung von Autorität und Autoritaris-
mus bis hin zum innerparteilichen Terror, mit 
dem jede offene Diskussion unterdrückt 
wird . Makassouba Moriba begründete mit 
diesen Anschuldigungen die Forderung nach 
einer unnachsichtigen Säuberung des öffent-
lichen Dienstes. Nur aus tiefer Besorgnis sind 
die folgenden Worte erklärlich: „Das Eigen-
tum des Staates, d .h. des Volkes, wird 
schlecht betreut und schlecht verwaltet. Hält 
man sich all die Gleichgültigkeit und Sorg-
losigkeit vor Augen, die in der Verwaltung 
der öffentlichen Sachen zu konstatieren ist 
kann man nicht anders als sich zutiefst ent-
rüsten ..." 68)
Mußten bereits diese Forderungen und Fest-
stellungen einflußreiche Gegner auf den Plan 
rufen, so geschah dies erst recht, als Dr. Ma-
kassouba, kaum hatte sich Guinea mit den 
arabischen Ländern gegen Israel solidarisiert 
auf das Libanesenproblem verwies. Er schrieb 
in der wenige Stunden nach Erscheinen be-
schlagnahmten HOROYA vom 27./28. August 



1967, eine „libanesische Maffia" kontrolliere 
den guineischen Handel.
Diese Behauptung, so unerhört sie klingt, traf 
zu und brachte das zum Ausdruck, was alle 
dachten. Aber sie rührte an einen außerordent-
lich heiklen und aus vielerlei Gründen tabu-
ierten Sachverhalt. Sollte das Regime die 
reich gebliebenen oder reich gewordenen Liba-
nesen und Syrer, von deren le van tini scher Ge- 
schäftstüchtigkeit der revolutionäre Staat so 
gut zu profitieren weiß, enteignen, ausweisen, 
„liquidieren“?
Die Verlockung, dies zu tun, war für manches 
Mitglied der guineischen Staats- und Partei-
führung groß. Dennoch entschied sie sich für 
den Rückzug. Am 6. September 1967 veröffent- 
lichte HOROYA ein Regierungskommunique, 
demzufolge Dr. Makassouba Selbstkritik geübt 
und widerrufen hatte: „Der Minister Makas-
souba Moriba hat den von ihm durch Ver-
öffentlichung einer Anzahl nichtfundierter In-
formationen begangenen Fehler eingestanden 
und die Regierung um Entschuldigung gebe-
ten .. 69.“ )
Bezeichnend ist, daß dieser Widerruf in eine 
Verlautbarung der Regierung und nicht in eine 
solche der Partei gekleidet war. Was die füh-
renden Männer Guineas als Parteileitung bil-
ligten, mußten sie als Staatsführung und aus 
Staatsraison verurteilen. Denn im revolutionä-
ren Entwicklungsstaat ist das revolutionäre 
Element schwach. Klassenkampf als Mittel zur 
Austragung gesellschaftlicher Gegensätze in 
Guinea hat nur dann eine Chance auf Erfolg, 
wenn die Partei stark und — außer der guinei-
schen Bevölkerung — auch die Libanesen- 
Maffia ihren Gesetzen unterworfen ist. Beide 
Voraussetzungen waren nicht, noch nicht ge-
geben. Die vorgeprellte Revolution mußte sich 
deshalb darauf beschränken, die Position der 
ideologischen Vorbereitung des Klassen-
kampfes weiter auszubauen.
Der VIII. Kongreß der Partei im September 
1967 dogmatisierte den Klassenkampf in sei-
ner Entschließung70 ). Sekou Toure rief am 
1 Januar 1968 zum erbarmungslosen Feldzug 
gegen die Bourgeoisie auf, gegen „eine auf-
kommende bourgeoise Klasse, welche die 
eigentliche Waffe des Imperialismus gegen 
das guineische Volk, gegen die guineische Re-
volution darstellt" 71 ). Die Partei sei entschlos-
sen, fügte er hinzu, die konterrevolutionäre 

lasse zu schlagen, „indem sie konsequent den

69) HOROYA Nr. 1 28642  vom 17./18. März 1968.
73) Diese Angabe bezieht sich nur auf die untere 
und mittlere Beamtenschaft. Von den höheren und 
hohen Beamten sagte Sekou Toure, sie machten 
sich das Vertrauen des Volkes zunutze, um die Re-
volution zu hintertreiben: „Viele von ihnen träu-
men immer noch von einem neokolonialistischen 
Regime."
74) Auch hier machte Sekou Toure eine wesentliche 
Einschränkung: bei den 30% handele es sich durch-
weg nur um Kleinhändler, sog. dioulas; alle ande-
ren qualifizierte er als Konterrevolutionäre: „Tous 
les autres sont en puissance des ennemis du 
regime.“
75) Siehe A. S. Toure, Vingtieme Anniversaire et 
Huitieme Congres du P.D.G., Bd. XVI (1), Conakry 
1967, S. 29 ff.

HOROYA Nr. 1286 vom 6. September 1967.
) HOROYA Nr 1306 v. 3. Oktober 1967 („La lutte 
es Classes est une ralit universelle et une 

necessite historique ...).
in Peujahrsansprache S. Toures vom 1. Jan. 1968 

RDA.-Revue Nr. 23, Februar 1969,, S. 60 ff.

Klassenkampf führt, den die Geschichte uns 
aufzwingt".
Erstmals versuchte er, die beiden Seiten die-
ses Klassenkampfes wenigstens ungefähr zu 
definieren: Arbeiter, Bauern, Intellektuelle, 
Frauen, Jugendliche, Soldaten in der „classe 
de la Revolution" und die „manchmal heim-
tückische, manchmal arrogante, immer aber 
gefährliche Bourgeoisie" in der Klasse der 
Konterrevolution. Aber diese Definition war 
unzulänglich. Statt eine saubere Trennung 
von Freund und Freind zu ermöglichen, stif-
tete sie Verwirrung. Denn wer war ein Klein-
bürger, wer keiner? Auf der Suche nach einem 
geeigneten Unterscheidungsmerkmal erfand 
Sekou Toure das Kriterium der „disponibilite 
pour la Revolution“.
Vor dem V. Kongreß der Partei-Jugend 
J.-R.D.A. teilte er die guineische Gesellschaft 
nach ihrer Ergebenheit gegenüber der Revolu-
tion in vier „ 72soziale Kategorien" ):
1. die Jugendlichen (zu 1

%
00 °/o) und Frauen 

(zu 95 °/),
2. die Arbeiter und Ha

%
ndwerker (zu 85 

bis 88 °/),
3. die Beamten (zu 7 735 bis 80 %) )  und
4. die Händler (z 74u 30 ° ) 74).
Von nun an, so sagte der Präsident, hätten 
die Organe der Partei diese vier Gruppen an 
ihrem Verhalten gegenüber den Anforderun-
gen der Revolution zu messen, „um gegen-
über jeder dieser Schichten eine geeignete 
Kampftaktik zu entwickeln".
Doch in erstaunlicher Abwei

75
chung von seinen 

Ausführungen auf dem VIII. Kongreß )  be-
kannte sich Sekou Toure zu seiner alten Auf-
fassung, daß die sozialen Gruppierungen nicht 
als antagonistisch, sondern als komplementär 
zu verstehen seien und der Klassenkampf 
die nationale Einheit nicht gefährden dürfe.
Noch auf dem VIII. Parteitag hatte er die 
Klassenunterschiede als „fondamentalement 72



antagoniques" und die These von der Ko-
operation gegensätzlicher Klassen als grund-
sätzlich irrig bezeichnet. In der Tat hatten 
sich in zehn Jahren des Kampfes gegen Impe-
rialismus und Neokolonialismus die Klassen-
gegensätze in Guinea so verschärft, daß die 
Partei auf breiter Front zu einer ideologischen 
Massenkampagne „sur la base de lutte de 
Nasses" antreten mußte.
Das Zurückweichen Sekou Toures hinter diese 
klare Linie kann daher nur als ein taktisches 
Manöver gewertet werden, das jedoch Rück- 
schlösse auf die unstabilen Kräfteverhältnisse 
im progressistischen Entwicklungsstaat er-
möglicht.
Erst im Herbst 1968, nach vollzogener Inte-
gration des klassenbewußten Gewerkschafts-
verbandes C.N.T.G. in die Partei, war das 
Regime wieder in einer Position, aus der es 
einen weiteren Schritt zur Radikalisierung der 
Revolution unternehmen konnte, und zwar 
„durch die Lehre und Praxis des Klassen-
kampfes" 76).  Am 8. November 1968, dem vier-

ten Jahrestag des guineischen Loi-Cadre, 
redete HOROYA wieder von der antagonisti- 
sehen Klassenstruktur der guineischen Gesell-
schaft 776), und Sekou Toure sprach vom bevor-
stehenden Kampf der „classe du Peuple“ 
gegen die „classe des traitres ä la Nation“. 
Die Partei erfreue sich einer „kraftstrotzen-
den politischen Gesundheit". Die Koexistenz 
mit der Konterrevolution wurde aufgekündigt, 
der Geist des 8. November 1964 neu beschwo-
ren: „Der 8. November war nicht als ein Stroh-
feuer 78 gedacht." )

76) HOROYA Nr. 1580 v. 13./14. Oktober 1968.
77) „Ideologie, lutte de Hasses, production quan-
titative et qualitative“ in: HOROYA Nr. 1599 v. 
8 November 1968.
78) HOROYA Nr. 1602 v. 10./11. November 1968.
79) Beschränkung der Verwendung im Auswärtigen
Dienst auf maximal drei Jahre; Einführung einer
jährlichen „Konferenz des offenen Wortes" in den
Parteiorganisationen; Bedrohung aller Beamten, die
über ihre Verhältnisse leben, mit der fristlosen
Entlassung; Beschränkung des Personenkreises,
dem bei Auslandsreisen die Mitnahme von Devisen
gestattet wird, auf die Werktätigen; Androhung
empfindlicher Strafen für defizitäre Verwaltung 
öffentlicher Mittel, für Duldung von Grenzschmug-
gel, für betrügerische Manipulationen im Zusam-
menhang mit der Warenverteilung, für illegale 
Eheschließung (Mehrehe), für Amtsdelikte in Erb-
schaftssachen sowie für die Preisgabe von Doku-
menten oder Informationen der Partei und des 
Staates; Errichtung eines staatlichen Monopols für 
die Vermittlung von Häusern und Dienstleistungen

Das 12-Punkteprogramm des Loi-Cadre vom 
8. November 1964 wurde um weitere 12 Ge- 
und Verbote ergänzt79 ). Eine neue Krise kün-
digte sich umgehend an: Am 18. Dezember 
1968 warnte Sekou Toure, durch den über-
raschenden Staatsstreich in Mali (November 
1968) alarmiert, das Militär: der Feind sei 
fieberhaft tätig. Aber binnen drei Monaten 
werde alle Welt wissen, daß Imperialismus 
und „contre-revolution locale" in Guinea zum 
Scheitern verurteilt seien.

VIII. Das vierte Komplott (Militärkomplott) vom Februar 1969
Die Stellung der Armee im progressistischen E ntwicklungsstaat

Am 18. März 1969 wurde die Aufdeckung eines 
neuen „machiavellistischen" Komplotts sowie 
die Verhaftung zahlreicher hoher Offiziere und 
Staatsfunktionäre bekannt, deren kritische 
Einstellung gegenüber dem Regime seit lan-
gem ein offenes Geheimnis gewesen war80 ). 
Ein Fall örtlich begrenzten Aufruhrs erweiterte 
sich unter den Händen des zur Untersuchung 
der Vorgänge eingesetzten Revolutionskomi-
tees zu einem „gewaltigen Komplott, das der 
Imperialismus gegen unser demokratisches 

Volksregime angezettelt hat"81 ). Außerdem 
wurde gemeldet, daß zur Unterstützung der 
Verschwörer 400 schwerbewaffnete ehemalige 
guineische Soldaten der französischen Armee 
(„anciens combattants") vom Senegal und von 
der Elfenbeinküste her nach Guinea einge-
sickert seien82 ).
Eine Schlüsselrolle bei der Aufdeckung des 
Sachverhalts in seiner Gesamtheit haben die 
bereits mehrfach erwähnten Januar-Beschlüsse 
des Nationalen Revolutionsrates (C.N.R.) ge-
spielt83 ). Sie hatten die Aufgabe, die Konter-
revolution aus der Reserve zu locken.
Weniger die psychologisch gut vorbereitete 
Integration des Einheitsgewerkschaftsbim-

an Ausländer, Auflage für alle in Guinea tätigen 
ausländischen Firmen, bis zum 8. November 197 
eigene Dienstgebäude in Guinea zu errichten; Ent-
zug der Handelskonzessionen für alle natürlicen 
und juristischen Personen ohne guineische Staats-
angehörigkeit. Diese Vorschriften erhielten bis au. 
die letzte im Januar 1969 Gesetzeskraft (s. J.0.G 
Jhg. 1969, Nr. 9 v. 1. Mai 1969, S. 88 ff.).
80) Fode Berete, Complot machiavelique mais stu-
pide et derisoire, HOROYA-HEBDO Nr. 1654-8 " 
20. März 1969, S. 2 ff. 618
81) Sekou Toure in HOROYA-HEBDO Nr. 16»« 
vom 20. März 1969, S. 35.
82) Meeting d'information du B.P.N. ä la Perna 
nence du P.D.G., HOROYA-HEBDO Nr. 1654-8 Vo 
20. März 1969, S. 8 ff. 



des C.N.T.G. in die Partei 84) , als vielmehr die 
für das Offizierskorps überraschende Heeres-
reform (Politisierung der Armee, Entmachtung 
der Truppenführung durch Änderung der Kom-
mandostruktur) und die Beibehaltung der 
Volksmiliz („Milice populaire") gegen den er-
klärten Willen des Militärs mußte, so wurde 
kalkuliert, die Konterrevolution zum Han-
deln oder wenigstens zum Reden provozieren 
und dadurch dem Regime die Handhabe zu 
einem Präventivschlag geben.

Den entschlossensten Gegner der Miliz und 
der Politisierung der Streitkräfte, den stellver-
tretenden Generalstabschef Kaman Diaby, er-
nannte Sekou Toure zum Staatssekretär im 
Verteidigungsministerium. Kaman Diaby, in 
dem Sekou Toure seinen derzeit einflußreich-
sten Gegner vermutete, mußte sich jetzt beu-
gen oder als Feind zu erkennen geben: „Der 
Klassenkampf verlangt von uns revolutionäre 
Festigkeit, Klarheit in den Positionen" 85 ). Das 
Kalkül des Präsidenten erwies sich als richtig. 
Bereits die Errichtung der Parteikomitees in 
den Garnisonen beschwor, wie erwartet, Diffe-
renzen zwischen Offizieren und Mannschaften 
herauf, die es ermöglichten, klassenkämpfe- 
rische Unterscheidungen zu treffen. Die heftig-
sten Auseinandersetzungen gab es bei der 
1. Fallschirmjägerkompanie in Labe („Camp 
El-Hadj Omar"). Sie endeten mit der Fest-
nahme zweier Offiziere und eines Feldwe-
bels86 ). Konterrevolutionärer Umtriebe ver-
dächtig, sollten sie am 26. Februar 1969 auf 
dem Luftweg nach Conakry gebracht werden. 
Während des Fluges entwaffneten sie ihren 
Bewacher 87), drangen in das Codepit ein und 
zwangen den Piloten zur Kursänderung in 
Richtung Mali, wo der Leutnant Traore 
Moussa durch einen Staatsstreich an die Macht 
gekommen war. Die Besatzung der AN-14 ver-
mochte die drei Flüchtlinge jedoch zu täuschen, 
auf guineischem Territorium (in Maleyah bei 
Siguiri )zu landen und sie dort den Behörden 
zu übergeben. Die sofort einsetzende Unter-
suchung führte zur Aufdeckung eines militäri-
schen Komplotts zur Ermordung Sekou Toures, 

88) „Une tentative de secesession? Mais bien 
sür. . ." (HOROYA-HEBDO Nr. 1654-8 v. 20. März 
1969, S. 49 ff.). Dieser Vorwurf hat jedoch bei der 
Aburteilung der Verschwörer keine Rolle mehr 
gespielt.
89) „Die Verräter der Nation rekrutieren sich aus
dem Kreis höchster Würdenträger des Staates: am-
tierende Minister oder ehemalige hohe Offiziere, 
Truppenkommandeure der guineischen Armee, 
hohe Funktionäre oder aber Händler...' (A. S. 
Toure zur Eröffnung des Außerordentlichen C.N.R. 
im Mai 1969, HOROYA-HEBDO Nr. 1663-17 v. 
14. Mai 1969, S. 11 ff.).

zum Sturz des Regimes und zur Lostrennung 
des Fouta-Djallon von Guinea 88).  Das Land, 
insbesondere die Hauptstadt Conakry, wurde 
von einer lähmenden Welle der Angst, des 
Mißtrauens und des Agentenwahns erfaßt. Die 
Imams wurden von der Partei aufgefordert, in 
den Moscheen für die Revolution zu beten und 
die „traitres ä la patrie" öffentlich zu ver-
fluchen. Sie kamen dieser Aufforderung nach. 
Darin war wohl das sicherste Zeichen für den 
Emst der Stunde zu erblicken. Niemals sonst 
hätte die Partei an die mohammedanische 
Geistlichkeit appelliert. Denn diese ist kaum 
weniger konterrevolutionär als das guineische 
Kleinbürgertum. Aber unter den Verurteilten 
ist — bezeichnend für die elenden Kompro-
misse, zu denen der progressistische Entwick-
lungsstaat gezwungen ist ■— weder ein Imam 
noch ein Libanese mit guineischer Staatsange-
hörigkeit. Auf der Anklagebank saß also nur 
ein Teil der nationalen Bourgeoisie, die Sekou 
Toure neben einigen ausländischen Regierun-
gen und guineischen Beamten bei internatio-
nalen Behörden für dieses vierte Komplott 
verantwortlich machte.

Das unmittelbar nach den Vorfällen von Labe 
eingesetzte Revolutionskomitee gelangte sehr 
bald zu der Überzeugung, auf dem Umweg 
über die Geständnisse der verhafteten Fall-
schirmjäger sensationelle Beweise gegen wei-
tere wesentlich höher gestellte Konterrevolu-
tionäre erhalten zu können.

Eine Verschwörung wie diese mußte Hinter-
männer, Anstifter, Drahtzieher im Establish-
ment der Revolution haben898). Sekou Toure 
wollte sich nicht abermals — wie 1965 — vom 
linken Flügel der Partei vorwerfen lassen, er 
habe aus „sentimentalisme" Nachsicht geübt, 
wo Unbarmherzigkeit, wo „fermete rvolu- 
tionnaire“ am Platze gewesen wäre. Vor allem 
aber sollten endlich die Renegaten ausgeschal-
tet werden, die Parteilosen, die „bürgerlichen 
Elemente, die die Nation, ihre Rechte und 
ihre Würde verachten".
Die von Sekou Toure seit Jahren vertretene 
These, wonach die Crux des progressistischen

' ) Die Beschlüsse sind abgedruckt in HOROYA Nr. 
5639 vom 16. Januar 1969.

) Siehe Parteistatut Art. 14 d in Verbindung mit 
Art. 57. Das an die Stelle der bisherigen C.N.T.G- 
Statuten getretene „Reglement interieur" ist abge- 
aruckt in HOROYA-HEBDO Nr. 1667-21 v. 7. bis 
D. Juni 1969, S. 3 ff.
, ZA' Toure zum Abschluß des Außerordent- 
den C.N.R. im Mai 1969, HOROYA-HEBDO Nr. 

8600418 vom 17.—23. Mai 1969, S. 21 ff.
) Es handelte sich um die Unterleutnante Diallo 
ouctar und Camara Aboubacar gen. M’Bengue, 

sWeden Adjutant-Chef Keita Namory.
1 Polizei-Inspektor Boiro Mamadou.



Staates in seinen Kadern liegt90 ), war mit 
Nachdruck zu demonstrieren. Wie sehr die 
Auseinandersetzung mit dem Komplott dies-
mal auch gesellschaftspolitischer Natur gewe-
sen ist, zeigt die Begriffsbestimmung der Kon-
terrevolution, die Sekou Toure vor dem Na-
tionalen Revolutionsrat gab. Danach ist nicht 
nur der als Konterrevolutionär zu betrachten, 
der offen gegen die Volksmacht auftritt und 
auf den Feudalismus schwört, sondern auch 
der, der nicht will, daß Arm und Reich gleich 
sind, sowie der, der gegen die Gleichberechti-
gung der Frau zu Felde zieht, im Grunde aber 
auch sämtliche „Individualisten" und „Ego-
isten". Denn in Sekou Toures Augen bilden sie 
„das Reservoir, aus dem der Imperialismus 
täglich seine Agenten rekrutiert".

91) In seiner Volksrede vom 21. März 1969 gab 
A. S. Toure eine genaue Schilderung dieser VoT 
gänge (siehe HOROYA-HEBDO Nr. 1656-10 von 
29. März bis 4. April 1969, S. 7 ff. .
•92) Rapport zur le Complot militaire de Fevnts 
1969, HOROYA-HEBDO Nr. 1664-18 vom 1T 01 
23 Mai 1969, S. 3 ff.
93) Ebenda, S. 4.

Vor diesem Hintergrund gelangte die Unter-
suchung des Revolutionskomitees zu folgen-
dem Ergebnis: Hinter den Attentatsplänen der 
in Labe verhafteten Fallschirmjäger stand, wie 
vermutet, eine Gruppe hoher Offiziere und lei-
tender Staatsfunktionäre, an ihrer Spitze der 
stellvertretende Generalstabschef und Staats-
sekretär im Verteidigungsministerium, Oberst-
leutnant Kaman Diaby, und der Staatssekretär 
für Landwirtschaft, Keita Fodeba. Die Abrech-
nung mit der Konterrevolution geriet mehr 
und mehr zu einer Abrechnung mit diesen bei-
den Männern, von denen jeder auf seine Weise 
eine gewisse Volkstümlichkeit besaß.
Am schwersten, am präzisesten waren die 
Vorwürfe gegen Kaman Diaby. Schon im Ja-
nuar 1967 soll er dem Kommandeur des III. Ba-
taillons, dem ebenfalls verhafteten Major 
Keita Cheik Mohamed, befohlen haben, Sekou 
Toure anläßlich eines Besuchs in Labe festzu-
setzen. Schon damals auch soll Oberstleutnant 
Kaman seinen militärischen Mitverschwörern 
die Liste einer provisorischen Regierung vor-
gelegt, gleichzeitig aber — was für ihn 
spräche — verlangt haben, die Armee solle 
nach vollendetem Staatsstreich in die Kaser-
nen zurückkehren. Die Verschwörer hätten 
sich schließlich auf ein sog. „Programm des 
Nationalen Wiederaufbaus" geeinigt, das eine 
provisorische Zivil-Regierung unter der Kon-
trolle der Armee hätte durchführen sollen.
Außerdem heißt es von Oberstleutnant Ka-
man, er habe auf seinen Europareisen Kontakt 
zu der regimefeindlichen Gruppe des guinei-
schen Weltbankdelegierten Bah Mamadou, der

90) „Die Schwächen liegen bei uns, bei uns, den 
Verantwortlichen. Wir sind es, die es nicht ehrlich 
meinen mit der Revolution. Die Lügner, die Diebe, 
die Faulenzer, die Schwankenden, sie finden sich 
nirgends sonst als unter den Kadern des Staates 
und der Partei. Das Volk verrät seine Sache nie-
mals. Die Kader sind es, die sich rehabilitieren 
müssen." (A. S. Toure vor dem C.N.R., HOROYA- 
HEBDO Nr. 1664-18 v. 17.—23. Mai 1969, S. 34 ff. 

„eminence grise" des Komplotts, aufgenom 
men und über diesen auch „de maniere perfide 
et continuelle" mit der militanten Exilorgani 
sation „Front de Liberation Nationale“ kor-
respondiert.
Des weiteren wurde dem Oberstleutnant zur j 
Last gejegt, nachdem die Attentatspläne für 
Labe sich als undurchführbar erwiesen hätten 
weil der Präsident die beiden Besuche absagte 
weitere Vorkehrungen für einen Staatsstreich 
getroffen zu haben.
Der Beweisführung des Revolutionskomitees' 
zufolge hatte der Präsident am mohammedani-
schen Tabaski-Fest gefangengesetzt werden 
sollen, sei es in Mamou, wo er
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 seine religiösen 
Pflichten erfüllte, sei es in Kissidougou, sei es 
bei der Rückkehr auf dem Flughafen von 
Conakry ).
War dies gelungen, so sollte, folgt man dem 
Bericht des Revolutionskomitees921), „die Aus-
lösung des klassischen Ablaufs militärischer 
Staatsstreiche" erfolgen, d. h. die Besetzung 
des Präsidentenpalais und der strategisch widi- 
tigen Objekte. Noch in der allerletzten Minute, 
nämlich nach der Festnahme der Fallschirm-
jäger, soll Oberstleutnant Kaman, an seinen 
Putschplänen festhaltend, die Zernierung der 
Hauptstadt Conakry mit Hilfe von Panzern er- 
wogen haben. Aber dank des „Erwachens der 
Kämpfer in Uniform" sei auch dieser Plan ge-
scheitert.
Besonders schwer wiegt der Vorwurf, er habe 
die Abtrennung des Fouta und der Wald 
region im Sinne gehabt. Als letzter Beweis ge-
gen Kaman gilt der angeblich von ihm unter-
nommene Fluchtversuch in der Nacht vom 
17. zum 18. März 1969.
Interesse verdient, daß eine Reihe von Be-
schuldigungen, die unmittelbar nach seiner 
Festnahme gegen ihn erhoben worden waren 
in den offiziellen Untersuchungsbericht keinen 
Eingang gefunden haben. Das gilt vor allem 
für die von Sekou Toure am 21. März 1969 auf-
gestellte Behauptung, Kaman Diaby habe in 
Verbindung mit drei ausländischen Mächten 
gestanden und sei ein französischer Agent ge-
wesen, der seine ersten Instruktionen aus Pa-
ris bereits 1958 bezogen habe, „um sich in die 
guineische Armee einzuschleichen und mit den 
Hütern der französischen Interessen Verbin-
dung zu 93 halten" ).



Aber auch die Behauptung Sekou Toures, Ka-
man Diaby habe den Offizieren der Armee be-
fohlen, sich der Gründung von Parteikomitees 
in den Garnisonen zu widersetzen, und man 
habe bei ihm den vollen Wortlaut einer „Pro-
klamation der Zweiten Republik", eine Mar- 
schallsuniform sowie ein Bildnis des Generals 
de Gaulle, „dem er sich mit Leib und Seele 
verschrieben zu haben schien", gefunden, kehrt 
in dem Bericht des Revolutionskomitees nicht 
wieder. Fallengelassen wurde auch das angeb-
liche Geständnis Kamans, er habe schon im 
O 94ktober 1965 putschen wollen ), sowie der 
Vorwurf, er besitze Konten im Ausland.
Dafür hält der Bericht des Revolutionskomi-
tees eine Aussage Kamans fest, wonach seine 
Auflehnung gegen das Regime auf eine Rede 
Sekou Toures zurückgeht, in der dieser die 
Urheber des Militärputsches gegen Kwame 
Nkrumah in Ghana (24. Februar 1966) gering-
schätzig als „kleine Söldnerkorporale" bezeich-
net hatte. Als weiteren Grund für seine Hal-
tung soll Kaman Empörung über die Grün-
dung der Volksmiliz im Juli 1966 angegeben 
haben.
Aus alledem wird man schließen dürfen, daß 
Kaman Diaby die Möglichkeit gehabt hat, sich 
zu verteidigen und die Anklage in einigen, 
letztlich jedoch unwesentlichen Punkten zu 
entkräften.
Der Vorwurf, das „complot le plus machia- 
velique" der guineischen Geschichte geplant zu 
haben, ließ sich nicht widerlegen. Wie man 
hört, soll Oberst Kaman auch gar keinen Ver-
such in dieser Richtung unternommen haben. 
Die im Bericht des Revolutionskomitees erho-
benen Vorwürfe gegen die zivile Hauptfigur 
des Komplotts, den Staatssekretär Keita Fo- 
deba, sind vergleichsweise harmlos. Ihm wird 
zur Last gelegt, Oberstleutnant Kaman mit In-
formationsmaterial über Staatsstreiche in an-
deren Ländern versorgt und sein Haus zu 
einem „veritablen Hort systematischer Herab-
setzung des Regimes und seiner Führer" ge-
macht zu haben. Der schwere Vorwurf, die 
eigentliche Seele des Händlerkomplotts von 
1965 gewesen zu sein, findet sich nur in Reden 
Sekou Toures sowie in einem nicht gezeichne-
ten Dokument, das den Titel „Qualification 
des Crimes du Complot 1968" t 95rägt ). Danach 
ist Keita Fodeba ein „Renegat", der das ihm, 
dem Parteilosen, dem Technokraten, lange Zeit 
entgegengebrachte Vertrauen schändlich hin-
tergangen hat. Unmittelbare Handlungen ge- *
94) Für alle diese später nicht weiter verfolgten 
Anschuldigungen siehe HOROYA-HEBDO Nr. 1656- 
10 vom 29. März—4. April 1969, S. 4 ff.

95)HOROYA-HEBDO Nr. 1664-18 v. 17.—23. Mai 1969, S. 13 ff.

gen das Regime waren ihm jedoch nicht nach-
zuweisen. Der Bericht des Revolutionskomi-
tees bescheinigt ihm „une methode subtile et 
indirecte".
Diese Formel indiziert den wahren Grund für 
Keita Fobedas allmählichen Niedergang (seit 
1965) und seinen schließlichen Fall: Er war ein 
Bourgeois vom Scheitel bis zur Sohle, der 
Prototyp des kultivierten Afrikaners, gebildet, 
introvertiert und kompliziert, ein Intellektuel-
ler, eher ein Künstler als ein Politiker, zwar 
während langer Jahre (1957—1965) ein guine-
ischer Fouche, aber auch der Mann, der die 
guineische Nationalhymne komponiert und das 
guineische Ballett zum Weltruhm geführt hat, 
gewiß ein hochmütiger Mann, ein Mann mit 
vielen Feinden an den proletarischen Quellen 
der guineischen Revolution. Deren Kesseltrei-
ben ist er zum Opfer gefallen, nicht anders als 
wenige Monate zuvor der ihm eng befreundete 
guineische UN-Botschafter Ashkar Marof, der 
seinen Sessel im Glaspalast der Vereinten 
Nationen auch mit einer guineischen Gefäng-
niszelle vertauschen mußte. Beide waren sie 
veritable Opfer des Klassenkampfes und der 
Klassenjustiz. Keita Fobeda ist darüber hinaus 
ein persönliches Opfer, das Sekou Toure zum 
Nachweis seiner eigenen revolutionären Ge-
sinnung dem linken Flügel der Partei zu brin-
gen hatte.
An zweiter Stelle unter den Zivilisten stand 
der noch jugendliche Staatssekretär für öffent-
liche Arbeiten, Karim Fofana. Er hat, folgt man 
dem Bericht des Revolutionskomitees, sich 
selbst bezichtigt, der Ideologe der subversi-
ven Gruppe gewesen zu sein. Der Bericht sieht 
als erwiesen an, daß er die in das Komplott 
verwickelten Offiziere durch Katastrophen-
meldungen zur Wirtschaftslage Guineas in 
ihren Absichten bestärkt habe. Außerdem wird 
ihm Sabotage und Korruption zur Last gelegt. 
Wahrscheinlich wurde ihm zweierlei zum Ver-
hängnis: seine enge Freundschaft mit Keita 
Fodeba und seine intime Feindschaft mit dem 
Halbbruder des Präsidenten, Ismael Toure. 
Außerdem fand sich sein Name in der bei 
Oberst Kaman sichergestellten Vorschlagsliste 
für ein neues Kabinett.
Angeführt wurde diese Liste übrigens von 
Barry Diawadou, dem ehemaligen Abgeord-
neten in der französischen Nationalversamm-
lung, dem „mal-elu"" von 1953. Er hatte Sekou 
Toure jahrelang als Minister und Botschafter 
gedient und sich gerade zur Ruhe gesetzt, 
über die Inhaftierung dieses alten Wider-
sachers verlor Sekou Toure kein Wort, weder 
eines der Genugtuung noch ein solches der 
Schmähung: auch dieser muselmanische 
Grandseigneur, ein Klassenfeind par excel- 



lence, ist ein Opfer seiner Klassengegner ge-
worden. Wie der Bericht des Revolutionsko-
mitees tadelnd hervorhebt, bediente er sich 
„der mohammedanischen Religion sowie ande-
rer Mittel, um Propaganda für sich selbst zu 
machen".
Der Nationale Revolutionsrat (C. N. R.), der 
durch ein Gesetz der Nationalversammlung 
vom 11. Mai 1969 zum „Tribunal Rvolution- 
naire" erhoben worden war, faßte die Ermitt-
lungen des Revolutionskomitees in zwei Tat-
bestände zusammen:
1. den Plan zur Ermordung des Präsidenten 
und zum Sturz des „regime populaire, dmo- 
cratique et revolutionnaire installe en Gui-
nee“;
2. den Plan zur Auslösung eines Bürgerkriegs 
durch Sezession von Fouta Djallon und Wald-
region im Einverständnis mit ausländischen 
Mächten.
Die Erhebung des Revolutionsrates zum Revo-
lutionsgericht rechtfertigt Sekou Tour mit 
dem Argument, dieses höchste Gremium der 
Partei zwischen zwei Kongressen habe nicht 

nur das Recht, sondern auch die Pflicht, alle 
Entscheidungen, die die nationale Einheit und 
die Revolution gebieten, selbst zu treffen.
Der Nationale Revolutionsrat unterzog sich der 
ihm aufgetragenen „responsabilite supreme* 
mit zumindest äußerer Korrektheit. Nach An-
hörung des Revolutionskomitees, der Ange-
klagten und der Delegationen der Jugend, der 
Frauen, der Arbeiter, des Generalstabs, der 
Garnisonen, der Nationalversammlung und 
der Parteiorganisationen verkündete er sein 
drakonisches Urteil: Von den Angeklagten 
wurden 13 zum Tode96 ), neun zu lebensläng-
licher Zwangsarbeit und elf zu 20 Jahren 
Zwangsarbeit verurteilt. Die Angeklagten wa-
ren ohne Rechtsbeistand gewesen. Die Straf-
zumessung hält richterlicher Nachprüfung nicht 
stand.

°96) Kaman Diaby, Diallo Thierno Ibrahima, Keita 
Cheik Mohamed, Kouyat Sangban, Barry Diawa 
dou, Keita Fodeba, Fofana Karim, Keita Namor 
Diallo Mamadou Mouctar, Camara Boubakar gen 
M'Bengue, Coumbassa Ali, Bah Mamadou, Nabi 
Youla (davon die beiden letzteren in Abwesenheit!
97) HOROYA-HEBDO Nr. 1664-18 v. 17.-23.5.1969. 
S. 12 ff.
98) Parti Africain pour l’Independance de la Guinee 
et du Cap Vert. — Diese von Conakry aus operie-
rende Partei ist Trägerin des weit fortgeschrittenen 
Befreiungskrieges gegen die portugiesische Kolo-
nialmacht in dem an die Republik Guinea grenzen-
den Bissao.

Das Revolutionskomitee glaubte, damit das 
„innere Skelett der Konterrevolution" zumin-
dest zu 90 °/o zerschlagen und eine der gefähr-
lichsten Phasen des vom französischen Impe-
rialismus gegen Guinea b
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etriebenen „Com- 

plot permanent" überwunden zu haben ).

IX. Das fünfte Komplott (Invasionskomplott) vom 22. November 1970

Rasch häuften sich jedoch die Hinweise auf ein 
nächstes „Komplott". Spätestens ab Sommer 
1970 wußte die P. D. G., daß diesmal mit einer 
härteren Bewährungsprobe gerechnet werden 
mußte. Am 28. September kündigte Sekou 
Toure ein portugiesisches Landeunternehmen 
an. Der Zeitpunkt war präzise vorauszube-
rechnen: nach der Regenzeit, aber noch vor 
Ende des mohammedanischen Fastenmonats 
Ramadan, d. h. Mitte bis Ende November. 
Dennoch traf man — außer Aufrufen zur „re-
volutionären Wachsamkeit" — keinerlei Vor-
kehrungen. Weder die beargwöhnte Armee 
noch die Miliz wurden mobilisiert. Sowohl der 
äußere als auch der innere Feind wurden im 
unklaren gelassen. Das darin enthaltene Risi-
ko scheint der P. D. G. kalkulierbarer gewe-
sen zu sein als die Mobilmachung der Armee 
und Miliz.
Der erwartete Angriff kam daher, so paradox 
dies klingt, völlig überraschend. — Von den 
guineischen Küstenwachen unbemerkt, er-
schien am späten Abend des 21. November 
1970 eine aus zwei größeren und mehreren 
kleineren Einheiten bestehende Invasions-
armada auf der Reede von Conakry. Die mit-
geführten Landetruppen in Stärke von ca. 350 
Mann, ausgerüstet mit Handfeuerwaffen, 
Panzerfäusten und Granatwerfern, versuchten 
tags darauf die strategisch wichtigen Objekte 

der Hauptstadt zu besetzen. Zu regelrechten 
Kämpfen kam es zunäc
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hst nur im Bereich des 

Hauptquartiers der P. A. I. G. C. ), wo die 
Angreifer auf in ihrer Mehrzahl kampf-
erprobte und daher geistesgegenwärtige 
Guerilleros trafen. Dennoch gelang es, einige 
Dutzend portugiesische Kriegsgefangene der 
P. A. I. G. C. zu befreien und an Bord der 
Landungsschiffe zu bringen. Die Absicht der 
Invasoren, den Führer der P. A. I. G. C., Amil-
car Cabral, in ihre Gewalt zu bringen, schei-
terte. Cabral war außer Landes. Dagegen ge-
lang die ■— wenn auch in den meisten Fällen 
nur vorübergehende — Befreiung einer Anzahl 
politischer Gefangener des Sekou Toure-Regi-
mes im Militärlager „Boiro Mamadou", das die 
Angreifer ebenso wie die Kaserne der „Garde 



Republicaine" zunächst zu besetzen, später 
aber nicht zu halten vermochten.
Der Bericht des vom Weltsicherheitsrat einge-
setzten Untersuchungsausschusses spricht von 
einer „gut vorbereiteten" und mit „Sachkennt-
nis und Präzision" durchgeführten Opera-
tion”), aber die von Augenzeugen erhältlichen 
Berichte ergeben ein anderes Bild. Unter den 
Angreifern muß bei aller Klarheit über die mit 
dem Unternehmen verfolgten Nahziele — Zer-
störung der P.A.I.G.C.-Basis, Befreiung der 
politischen und Kriegsgefangenen — beträcht-
liche Unklarheit über die anzuwendende Tak-
tik bestanden haben. Es hat den Anschein, als 
seien nur Unterführer mit an Land gewesen, 
d. h. kein Offizier mit der Befähigung, einen 
Verband in Bataillonsstärke als solchen zu 
führen. Anders ist der rasche Zerfall der In-
vasionstruppe in kleine und kleinste, dadurch 
der sicheren Vernichtung preisgegebene Grup-
pen nicht zu erklären. Das gleiche gilt für die 
Verschwendung kostbarer Zeit durch Plünde-
rungen und Verbringung der Beute auf die 
Landungsschiffe sowie für das Unvermögen 
der Angreifer, den unmittelbar am Meer ge-
legenen Flugplatz und das nicht minder gün-
stig plazierte Funkhaus zu besetzen. Beide 
wären ihnen zur Stunde der Landung — ja, 
noch Stunden später — kampflos zugefallen. 
Dies wiederum hätte — vorausgesetzt, daß es 
wirklich eine minutiöse Planung und eine über 
den bloßen Handstreich hinausgehende Ziel-
setzung gab — den Ereignissen einen anderen 
Verlauf gegeben.
Hatten die Angreifer wirklich einen Staats-
streich geplant? Wer waren diejenigen über-
haupt, die das Hauptquartier der P.A.I.G.C. 
verwüsteten, die Freizeitresidenz Sekou 
Toures in Brand schossen, die zwei Kasernen, 
das E-Werk und die Post besetzten, die Ge-
fangenen befreiten, statt des Funkhauses einen 
längst aufgegebenen Sender „einnahmen" und 
von der Besetzung des Flughafens aus offen-
bar recht unmilitärischen Gründen absahen? 
Nach einer kurzen Periode ungläubigen Zö-
gerns hat sich die Öffentlichkeit, auch die nach 
Conakry entsandte Mission des Weltsicher-
heitsrates, entschlossen, eine „Aktionsgemein-
schaft“ zur Kenntnis zu nehmen, wie sie dis-
qualifizierender — jedenfalls in afrikanischen 
Augen — kaum gedacht werden kann: Es han-
delte sich
L um portugiesische Kriegsschiffe unter por-

tugiesischem Kommando mit vorwiegend 
weißer Besatzung,

) Rapport de la Mission d'Enquete du Conseil de 
surit en Republique de Guinee du 3 decembre 970 (UN-Drucksache S/10009 mit Anlagen).

2. um reguläre portugiesische Truppen aus 
Bissao mit überwiegend schwarzen Mann-
schaften, aber weißen Offizieren und

3. um ein Kontingent guineischer „Dissiden-
ten", die in Bissao zuvor e
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ine militärische 

Ausbildung erhalten hatten ).
Dieses Bündnis war, wie sich herausstellen 
sollte, ein nicht wiedergutzumachender poli-
tischer Fehler, den allenfalls der Erfolg hätte 
heilen können. Aber dieser blieb aus. Die Be-
teiligung portugiesischer Truppen führte in der 
Bevölkerung Conakrys und auch der anderen 
Städte, in denen Kampfhandlungen stattfanden, 
zu einem großartigen Solidarisierungseffekt. 
Sekou Toure brauchte fortan um den Bestand 
seines Regimes nicht mehr zu fürchten. Alle 
politische Unzufriedenheit trat in den Hinter-
grund: das Vaterland war in Gefahr, man 
mußte es retten; die nationale Unabhängigkeit 
war bedroht, man mußte sie verteidigen.
„Peuple de Guinee", so heißt es in Sekou 
Toures erstem Aufruf am Morgen nach der 
Invasion, „Du bist seit 2 Uhr morgens in 
Deiner Hauptstadt Conakry Opfer einer Ag-
gression von seifen der imperialistischen 
Kräfte ... der portugiesische Kolonialismus 
dient als Brückenkopf dieser Aggression ..." 
Solchen und ähnlichen Appellen konnte sich 
niemand entziehen. Selbst von einigen der be-
freiten politischen Häftlinge wird berichtet, sie 
hätten unter diesen Umständen darauf verzich-
tet, von ihrer Freiheit Gebrauch zu machen.
So mußte auch die Hoffnung der „Dissidenten“ 
fehlschlagen, die politischen Gefangenen, 
unter denen sich namhafte Politiker befanden, 
würden sofort die II. Republik proklamieren. 
Abgesehen davon, daß man das Funkhaus 
nicht hatte, wären diese auch nicht bereit ge-
wesen. Denn welcher afrikanische Politiker 
wird seine Macht auf eine Intervention Portu-
gals gründen wollen (und können)?
Andererseits dürfte der Kampfauftrag der por-
tugiesischen Invasionstruppe auf das Kom-
mandounternehmen gegen die P.A.I.G.C. und 
die Befreiung der portugiesischen Kriegs-
gefangenen beschränkt gewesen sein. Ihr 
Rückzug auf die in sicherer Entfernung ankern-
den Schiffe ist anders nicht zu erklären.
Die portugiesischen Streitkräfte in Bissao, zu-
nehmend bedrängt durch die in der Manier des 
Volkskrieges 101) kämpfende P.A.I.G.C., deren
100) In der UN-Drucksache heißt es wörtlich: „L’in- 
vasion ... a t effectuee par des unites navales 
et militaires des forces armes portugaises agissant 
de concert avec des lments dissidents guineens 
venus de l'exterieur.“
101) G. Chaliand, Lutte arme en afrique, Paris 
1967; B. Daviason, Di Befreiung Guineas, Frank-
furt a. M. 1970
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Nachschubwege und rückwärtige Dienste auf 
fremdem Territorium liegen und ihrem Zugriff 
dadurch entzogen sind, wollten sich durch ihre 
Nacht- und Nebelaktion wohl zuallererst mili-
tärische Entlastung verschaffen. Ein Sturz Se-
kou Toures war zwar ebenfalls willkommen, 
wäre aber Sache der Guineer gewesen. Späte-
stens seit 1969 hatten selbst hohe Funktionäre 
des Sekou Toure-Regimes, wie Makassouba 
Moriba, eine solche Aktion vorausgesehen. 
Denn sie erkannten, daß die Unterstützung der 
P.A.I.G.C. mehr und mehr den Charakter einer 
direkten Herausforderung Portugals annahm, 
die nicht nur der P.A.I.G.C., sondern auch dem 
P.D.G.-Staat gefährlich werden konnte. Nach 
Aussage eines der Hauptangeklagten in dem 
durch die Invasion ausgelösten Prozeß, hielt 
Makassouba Moriba es schon 1969 nicht für 
ausgeschlossen, „daß die Portugiesen von 
ihrem internationalen Verfolgungsrecht gegen-
über der P.A.I.G.C. in unserem Land Gebra

102

uch 
machen könnten, und dann eine sehr ernste 
Situation entstünde ..." ) .
Daß das Regime mit dieser Situation fast 
ebenso schnell fertig wurde, wie sie entstan-
den war, überraschte sowohl ihre Urheber als 
auch diejenigen, die sie sich als Auftakt zum 
Staatsstreich zunutze machen wollten. Die 
vielgeschmähten guineischen Streitkräfte waren 
es, die, obwohl erst Stunden nach der Landung 
zur Stelle, die guineische Revolution vor dem 
Untergang bewahrten und auch bei den im 
Landesinnern aufflackernden Kämpfen (For- 
cariah, Koundara) ihrem Eid die Treue hielten. 
Unter den Angeklagten des bereits erwähnten 
Prozesses war nicht ein Angehöriger der 
Armee. Das läßt den Schluß zu, daß die vom 
VIII. Parteikongreß verordnete Heeresreform 
ihren Zweck, nämlich das Militär mit der Par-
tei zu amalgamieren, bereits anderthalb Jahre 
später in ausreichendem Maße erfüllt hatte. 
Die der „Commission d'Enquete" vorgeführten 
Oppositionellen haben allem Anschein nach 
keinerlei nennenswerte Verbindungen zu 
Armeekreisen gehabt; und diese wiederum 
waren nach der Reorganisation und Säube-
rung des Jahres 1969 noch nicht wieder so fest 
gefügt, daß etwaige Unzufriedene gewagt hät-
ten, die 1969 bezogene „volle“ Deckung schon 
wieder zu verlassen.
Scheint also das Komplott zwischen portu-
giesischem Kolonialregime und guineischen 
„Dissidenten", bei denen es sich allerdings 
eher um Söldner im schlichten Wortsinn als 
um politisch motivierte F.L.N.G.-Mitglieder 
gehandelt haben dürfte, hinreichend erwiesen, 
steht die Beweisführung der „Commission

102) L’Agression Portugaise Contre La Republique 
de Guinee — Livre Blanc, Conakry 1971, S. 479 ff. 

d'Enquete" hinsichtlich der Mitverschwörung 
hoher Funktionäre des Regimes und der Be-
teiligung mehrerer „fünfter Kolonnen“ nicht 
auf festen Füßen. Außerdem hinkt sie nach. 
Noch in dem Bericht, den das B.P.N.-Mitglied 
Ismael Toure vor dem O.A.U.-Ministerrat in 
Lagos (9. Dez. 1970) erstattete, findet sich kein 
Wort über eine derartige Ausweitung des 
Kreises der Verantwortlichen. Ismael Toure 
behauptete immer wieder, es habe sich, im Ge-
gensatz zu 1969, wo sich der Imperialismus 
auch auf reaktionäre Kräfte im Landesinneren 
stützen konnte, diesmal um eine reine „agres- 
sion extrieure" gehandelt. Vor dem O.E.R.S.- 
Ministerrat gar, der unmittelbar nach dem 
portugiesischen Kommandounternehmen in Co-
nakry zusammentrat, versicherte kein gerin-
gerer als Sekou Toure selbst, in Guinea gäbe 
es gar keine Opposition. Dessenungeachtet 
wurde der Dezember 1970 zu einem Monat 
plötzlicher Inhaftierungen und gefürchteter 
Verhöre. Ihr erstes, noch dunkles, aber schon 
unheilverkündendes Resultat war Anfang Ja-
nuar 1971 die Einordnung der Vorgänge in 
das Konzept des Klassenkampfes, die Identi-
fizierung des äußeren Feindes mit seinen 
„alli 103es de classe ä l'interieur ). Gegen diese 
Gruppe „örtlicher Komplizen des Imperialis-
mus", deren Existenz man eben noch geleug-
net hatte, richtete sich hinfort der Vergeltungs-
eifer der Revolution in besonderer Schärfe.
Das neue Bild vom „peuple vrai" und „anti- 
peuple 104 ) zeigt, wie sehr die einst belächelte 
Devise „la Revolution se radicalise" bitterer 
Ernst geworden und auch aus dem Hinter-
grund der Novemberereignisse des Jahres 1970 
nicht fortzudenken ist. Kaum acht Wochen lag 
die „agression exterieure" zurück, da warnur 
noch eines wichtig: die Säuberung der Partei 
und des Staates von bewußten und unbewuß-
ten (!) Feinden der Revolution, die Liquidie-
rung der Konterrevolution. „La classe ennemi 
du Peuple" wurde beschrieben wie eh und je: 
die Minister, die Gouverneure, die Behörden-
chefs, die Offiziere, die die Revolution zu täu-
schen versuchen, die Verächter des Volkes, die 
Finanz- und Wirtschaftsverbrecher, die Schie-
ber, die Trinker, die Opportunisten ...
Aber eine Gruppe erschien zum erstenmal in 
dieser Galerie: „eine Clique unredlicher liba-
nesischer Händler", Vertreter jener „libanesi-
schen Maffia", deren öffentliche Anpran-
gerung in der Horoya 1967 Makassouba Mo-
riba sein Ministeramt gekostet hatte. Unter 
den vier großen Gruppen der in den Strudel 
des Invasionsgeschehens hineingerissenen

103) Neujahrsbotschaft Toures 1971, a. a. O., s.205f 
104) Toures Rede vor der Nationalversammlung d 
18. Jan. 1971, a. a. O„ S. 224 ff.



Männer und Frauen wurden sie dem Kreis 
der „complices locaux“ zugerechnet, die in 
Verbindung mit portugiesischen Behörden und 
„anderen" imperialistischen Mächten die 
Aggression vom 22. November mit vorbereitet 
und mit durchgeführt haben sollen.

Diese örtlichen Mitverschwörer, deren Haupt-
kontingent von z. T. namhaften Staats- und 
Parteifunktionären gestellt wird, spielen in der 
Sicht des Regimes keineswegs eine subsidäre 
Rolle; ihr angeblicher Tatbeitrag war von 
durchaus zentraler Bedeutung. Denn nicht die 
350 Man
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n starke Landungstruppe, sondern sie, 
die „complices locaux", hatten den Bestand 
des Regimes in Frage gestellt, genauer: sie 
hätten ihn in Frage stellen können. Aber das 
Komplott, das sie miteinander und mit den 
drei anderen Gruppen verbunden haben soll, 
kam, wenn es überhaupt bestanden hat, nicht 
zum Zuge. Die nachgeschobene Behauptung 
vom Bestehen einer „Organisation contrervo- 
lutionnaire interieure complice des envahis- 
seurs trangers" )  kontrastiert wenig glaub-
würdig mit der Wiederholung jener unsinni-
gen Lebenslüge des Regimes, derzufolge es in 
Guinea gar keine opposi
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gibt ). Wenn es sie aber nicht gibt, sondern 
nur einen „paravent" aus Ewiggestrigen, aus 
Gekränkten und verhinderten Karriere-
machern, hinter dem „le veritable ennemi" 
agiert, dann ist es eigentlich unbegreiflich, 
warum Sekou Toure sich seines verfassungs-
mäßigen Gnadenrechts auch und gerade im 
Hinblick auf diese G 107ruppe begeben hat ”). 
Der einzige Schluß, den man daraus ziehen 
kann, ist der, daß es eben doch eine Opposi-
tion gibt, welche es im doppelten Sinne des 
Wortes kopflos zu machen galt.

Mit Makassouba Moriba, Barry III, Camara 
Loffo, Habib Tall, Gnan Felix Mathos, Baldet 
Ousmane, Camara Sekou, Jean Paul Alata und 
vielen anderen, darunter auch Exil-Politikern 
wie Conte Saidou, fraß die Revolution eine 
ganze Anzahl ihrer Kinder, zumeist Freunde 
des Präsidenten, aus denen, wenn nicht Feinde, 
so doch Kritiker geworden waren, einst mäch-
tige Leute, die man jetzt ungestraft „Renega-
ten“ und „verräterische Komparsen" nennen 
durfte. Dabei ist anzunehmen, daß sie nicht 
so sehr Sekou Toure gefährlich erschienen, als 
vielmehr jenem unerbittlichen Apparat der 
nach oben und nach links drängenden jünge-
ren ..Apparatschiks",

105) Rapport de la Commission d'En
r

quete du Comite 
evolutionnaire, a. a. O„ S. 401 ff.105) Ebenda, S. 405.
) Neujahrsbotschaft S. Toures für das Jahr 1971, 

a-a-O., S. 199 ff.

Der Erosionsprozeß der alten Garde, denen 
die Genannten zugerechnet werden dürfen, ist 
unaufhaltsam. Aus den Erklärungen, die die 
B.P.N.- und Kabinettsmitglieder Sekou Toures 
im Januar 1971 vor der Nationalversammlung 
abgegeben haben, bevor diese sich zum Revo-
lutionstribunal konstitutierte, ist abzulesen, 
wer von ihnen glaubt, noch eine Zukunft zu 
haben, und wer bereits fürchten muß, bei 
nächster Gelegenheit werde die Revolution 
auch ihn verschlingen. An einem B.P.N.-Mit- 
glied, das es für nötig hält, sich der National-
versammlung des progressionistischen Ent-
wicklungsstaates, der für Verdienste nur ein 
Achselzucken hat, als „votre serviteur“ zu prä-
sentieren, der der Partei seit ihrer Gründung 
angehöre, seit 1950 Führungspositionen be-
kleide und seit 1957 Kabinettsmitglied sei, der 
es im Unterschied zu allen anderen für nütz-
lich hält, sich der „titres de noblesse“ zu rüh-
men, die seine „modeste personne“ nur mit 
dem Beistand des Volkes zu tragen vermöge, 
der gleichzeitig seine „disponibilite entiere et 
inconditionelle" beteuert und eindringlich auf 
das „Privileg" seiner engen persönlichen 
Freundschaft mit S. Toure verweist — an 
einem solchen B.P.N.-Mitglied kann der bittere 
Kelch der Inquisition nur knapp vorüberge-
gangen sein108 ). Man erinnert sich des ver-
gleichsweise noblen Briefes, mit dem der aus 
Guinea stammende Generalsekretär der 
O.A.U., Diallo Telli, 1969 versuchte, die im Zu-
sammenhang mit dem Militärkomplott gegen 
ihn erhobenen Anschuldigungen zu entkräf-
ten 109 ). Aber auch dieser Brief war gezeichnet 
durch die unwillkürliche Devotion des zu Tode 
Erschrockenen, wenn auch gemildert durch die 
zwischen Addis Abeba, dem Amtssitz der Or-
ganisation für Afrikanische Einheit, und der 
guineischen Hauptstadt Conakry liegende Ent-
fernung.

108) Siehe die Erklärungen der B.P.N.- und Kabi-
nettsmitglieder a. a. O., S. 269 ff.
,M) Abgedruckt in HOROYA-HEBDO Nr. 1672-26 
v. 12.—18. Juli 1969, S. 9 ff.

Die Angeklagten des Januar-Prozesses hatten 
dieses letzte „Rechtsmittel" der Unterwer-
fungsgeste, der Berufung auf Verdienste, nicht 
mehr. Uber sie war der Stab gebrochen, noch 
ehe sie dem Untersuchungsrichter vorgeführt 
wurden. Durch ihre Aussagen rissen sie eine 
Anzahl von Randfiguren mit sich in den Unter-
gang. Treffen die Geständnisse des Haupt-
angeklagten Baldet Ousmane, so wie sie im 
guineischen Weißbuch wiedergegeben sind, 
zu, dann haben sie alle in enger Verbindung 
mit dem „Front de Liberation Nationale de la 
Guindes" gestanden, dessen „groupe regional 
interieur" sie bildeten, wobei aber ein Über-



einkommen dahin gehend bestand, die oberste 
Führung den Exilpolitikern zu überlassen.
Nach den Reformen gefragt, die sie durchge-
führt hätten, wenn sie an die Macht gekom-
men wären, nannten die Angeklagten erstmals 
in der Geschichte des permanenten Komplotts 
rein technokratische Anliegen, die aus der ge-
ringen Effizienz des sozialistischen Staats- und 
Wirtschaftsapparats resultieren: Änderung der 
Verwaltungsmethoden, Einsatz der verfügba-
ren Kader nach ihren Fähigkeiten, Teilprivati-
sierung des Binnenhandels zwecks Schaffung 
eines dem Verbraucher zugute kommenden 
Wettbewerbs, Übergang zur Bildungsplanung. 
— In seiner Grundentscheidung für den Sozia-
lismus, in seinen politischen Organisationen 
hätten sie das Regime, so Baldet Ousmane, 
nicht angetastet.
Uber die bevorstehende Invasion waren sie, 
ihren Aussagen zufolge, auf konspirativem 
Wege im voraus informiert. Doch sind 
Barry III, Makassouba Moriba und Camara 
Loffo offenbar die einzigen, die unumwunden 
eingestanden haben, an einem Komplott zum 
Sturze des Regimes beteiligt gewesen zu sein. 
Viele wichtige Geständnisse fehlen ganz, ins-
besondere die von Gnan Felix Mathos, Jean 
Paul Alata, Camara Sekou und Erzbischof 
Tchidimbo, dem angeblichen Führer einer sog. 
„5eme Colonne Vaticane". Die Geständnisse 
und Protokolle, die man im Weißbuch nach-
lesen kann, lassen Fragen und Zweifel auf-
kommen, statt sie zu beantworten.
Am weitesten gehen die Aussagen des nach 
eigener Angabe „coordinateur general du 
Front interieur", Baldet Ousmane; wegen sei-
ner ungewöhnlichen Geständnisfreudigkeit 
wird er als Zeuge der Anklage präsentiert, ob-
wohl das direkte Bekenntnis, an einem Kom-
plott zum Sturze des Regimes teilgenommen 
zu haben, gerade in seiner Aussage fehlt. Aber 
er will dem F. L. N. G. bereits seit 1965 ange-
hören und schon seit 1966 wissen, daß 
F. L. N. G. und portugiesische Regierung nach 
gemeinsamer Übereinkunft zu einer gemein-
samen Invasion der Republik Guinea rüsten. 
Er gibt seine F. L. N. G.-Kontakte sowohl 
außerhalb als auch innerhalb Guineas preis — 
darunter Makassouba Moriba, Camara Loffo, 
Barry III, Camara Sekou — und gesteht, über 
Mittelsmänner in Dakar an der Planung des 
Angriffstermins mitgewirkt zu haben. Von ihm 
erhält die „Commission d'Enquete" schließlich 
eine — wenn auch unvollständige — Kabinetts-
liste, nach der im Falle des Erfolges eine provi-
sorische Regierung hätte gebildet werden sol-
len.
Das Verhör von Barry III scheint weniger er-
giebig gewesen zu sein. Neben dem bereits 

erwähnten Bekenntnis („je reconnais etre lün 
des principaux acteurs de ce complot") be-
schränkt er sich auf knappe, allerdings schwer-
wiegende Eingeständnisse. Danach hat er Mit-
verschwörer geworben, mit ihnen die Bildung 
einer neuen Regierung vorbereitet, Kontakte 
zu Exilpolitikern unterhalten, für sich den 
Posten des Premierministers und für Kaman 
Diaby das Präsidentenamt angestrebt und am 
22. November 1970 einem portugiesischen 
Kommando den Weg zum Gefangenenlager 
der P. A. I. G. C. gewiesen. — Auffallend ist, 
daß Barry III, obwohl von Baldet Ousmane als 
führender Mitverschwörer im Rahmen des 
F. L. N. G. genannt, weder diese Organisation 
noch Baldet Ousmane selbst erwähnt und z. T. 
auch mit einer ganz anderen Gruppe von Exil-
politikern in Verbindung gestanden hat als 
jener.
Ebenso Camara Loffo, die sich zwar bereits im 
ersten Satz der Mitverschwörung bezichtigt 
(„Je reconnais avoir participe au complot 
arme ..aber ihre — von Baldet Ousmane 
behauptete — Tätigkeit als „Frauensekretärin' 
des F.N.L.G. nicht erwähnt und offenbar auch 
nicht danach gefragt worden ist. Camara Loffo, 
damals schon todkrank und dem Vernehmen 
nach noch vor Eröffnung der Hauptverhand-
lung im Hause ihrer Familie verstorben, ge-
hörte — ihrer Aussage nach -— zum Freundes-
kreis Makassouba Moribas. Lange Zeit nur | 
Mitwisserin und darauf bedacht, wenn schon 
mit Makassouba, so doch nicht mit den politi-
schen Gegnern aus der Zeit vor 1958 (Barry III, 
Tall Habib) zu konspirieren, hatte sie schließ-
lich, nach Verlust ihrer Ämter, zugestimmt, 
auch aktiv am Sturze der Regierung S. Toure 
(nicht des P.D.G.-Regimes!) mitzuarbeiten. Da-
bei ist es allerdings, abgesehen von gelegentli-
cher Kritik am Regime und unregelmäßigen 
Treffen mit Makassouba, Tall u. a. geblieben. 
— Ein exemplarischer Fall von Gesinnungs- 
strafrecht also, getreu Sekou Toures Wort, wo- | 
nach die Konterrevolution sich weniger in Ge-
wehren und Bomben, als vielmehr in einem 
ganz bestimmten „etat d'esprit" manifestiere.
Nicht anders ist es im Falle Tall Habibs, der, 
nach Angabe von Barry III, für den militäri-
schen Teil der Verschwörung verantwortlich 
war, aber offensichtlich nicht veranlaßt wurde 
oder nicht veranlaßt werden konnte, über die-
sen wesentlichen Sachverhalt ein Geständnis 
abzulegen. Seiner Aussage nach — der kür-
zesten von allen — war er kaum mehr als ein 
Mitwisser und Sympathisant. Dennoch wurde 
er zum Tode verurteilt.
Auch der Tatbeitrag Makassouba Moribas 
bleibt letztlich unklar. Baldet Ousmane, dessen 
engster Mitarbeiter er doch gewesen sein so , 



spielt in seinen Aussagen keine Rolle. Als die 
ihm im Rahmen des Komplotts zugefallene 
Aufgabe bezeichnet Makassouba die Werbung 
von Sympathisanten. Dies entspricht wenig-
stens den Aussagen untergeordneter Mitver- 
schwörer wie Keita Kara und Badary Aly. 
Auch er nennt Namen. Darunter sind wohl 
Camara Loffo, Barry III und Tall Habib. Aber 
Baldet Ousmane fehlt. Es ist so, als kenne er 
weder ihn noch seine Aussagen noch den 
F.L.N.G. Das kann das Unbehagen der Offent- 
lichkeit, die das guineische Weißbuch von der 
Begründetheit und von der Rechtmäßigkeit der 
verhängten Strafen überzeugen soll, nur ver-
größern. Denn die „Commission d'Enquete" 
hätte doch das größte Interesse haben müssen, 
die belastenden Aussagen Baldets in die 
Anklage mit einzubeziehen und sie ihm vor-
zuhalten — zur Herbeiführung eines Geständ-
nisses. Aber dies ist entweder unterblieben, 
oder es hat das zur Stützung der These vom 
Komplott mit dem F.L.N.G. erforderliche Ge-
ständnis nicht erbracht.
Gleichwohl ist die Aussage Makassoubas in 
der offiziellen Gesamtbewertung der Ereig-
nisse zu einem wesentlichen Baustein gewor-
den. Mit seinen sensationellen Angaben über 
eine angebliche Mitbeteiligung der BRD-Bot- 
schaften in Conakry und in den Nachbarlän-
dern 110)  hat er seiner Regierung „Beweise“ 
geliefert, die diese zur Stützung ihrer aben-
teuerlichen Beschuldigungen gegen die Bun-
desrepublik Deutschland dringend benötigte. 
Wie Baldet Ousmane zum Kronzeugen gegen 
seine Landsleute, so ist Makassouba Moriba 
dadurch zum prominentesten guineischen Zeu-
gen gegen die Bundesrepublik Deutschland 
geworden. Aber seine diesbezüglichen Aus-
sagen finden in den Geständnissen anderer 
guineischer Angeklagter, die an den gleichen 
Vorgängen beteiligt gewesen sein wollen, 
keine substantielle Stütze.
In der mysteriösen Angelegenheit des Waffen-
transports z. B. gibt es eine Reihe besonders 
eklatanter Widersprüche111 ), die charakteri-

seien in die Residenz des deutschen Botschafters 
transportiert worden.
Aussage Camara Loiios: Die Waffen lagerten im 
Hause Diallo Sadas in Ratoma.
Aussage des Polizeikommissars Keita Kara: Beim 
nächtlichen Entladen der Waffen seien außer ihm 
nur Makassouba, Barry III und Tall Habib zugegen 
gewesen. Die Waffen seien zum größten Teil in das 
Hauptelektrizitätswerk geschafft, der Rest unter 
Barry III, Tall Habib und Makassouba aufgeteilt 
worden.
Aussage des P.D.G.-Funktionärs Badary: Beim 
nächtlichen Entladen der Waffen seien außer ihm 
nur Makassouba und Keita Kara zugegen gewesen. 
Die in Kisten verpackten Waffen seien zum Treff-
punkt der Gruppe nach Ratoma transportiert, dort 
gelagert und später verteilt worden.
Die Behauptung Makassouba Moribas, der Sekretär 
der BRD-Botschaft sei beim Entladen zugegen ge-
wesen und die Waffen seien in die Residenz des 
deutschen Botschafters geschafft worden, fällt durch 
diese Widersprüche praktisch in sich zusammen.
112) „... die Komplizenrolle der westdeutschen Be-
hörden tritt auf allen Ebenen des gewaltsamen Ver-
suchs zur Rekolonialisierung der Republik Guinea 
zutage", a. a. O., S. 401 ff.
113) Siehe das Kommunique des guineischen Ober-
kommandos anläßlich der Ausweisung der west-
deutschen Experten und ihrer Familien, a. a. O., 
S. 196 ff.

110) Angeblich dienten die deutschen Botschaften 
zur Nachrichtenübermittlung „entre nous et les 
anti-guineens de pays voisins". Ferner will Makas-
souba durch Vermittlung der BRD-Botschaft Cona- KrY am 20. November 1970 eine geheime Schiffsla- 
dung Waffen erhalten und diese in die Residenz 
des deutschen Botschafters haben bringen lassen. 
A a-O., S. 471 ff.

111) Bericht der Commission d'Enquete: Bei der 
Iag
lich

lichen Schiffsladung habe es sich „wahrschein- 
'  um Waffen und Munition gehandelt.

Aussage Makassouba Moribas: Es handelte sich um 
i ewehre und Tränengasbomben. „D

Haf

er" Sekretär 
(welcher?) der BRD.-Botschaft in Conakry habe das 

'ff angekündigt und sei bei der Entladung im aen  von Gbessia zugegen gewesen. Die Waffen 

stisch für das gesamte Weißbuch sind und 
seine Beweiskraft entscheidend vermindern. 
Es ist eben zweierlei, das Bild eines giganti-
schen Komplotts in Reden, Aufrufen und 
Tagesbefehlen zu beschwören und hierüber 
ein Weißbuch zu veröffentlichen, das der kriti-
schen Lektüre — und der Nachwelt — stand-
halten soll.
Insbesondere die Konstruktion einer Mitver-
schwörung von Behörden der Bundesrepublik 
Deutschland hätte größerer Anstrengungen be-
durft 112) . Die von der „Commission d'Enque

113

te" 
zusammengetragenen Indizien reichen zum 
Beweis der guineischen Vorwürfe )  keines-
wegs aus. Ob tatsächlich, wie es dort heißt, 
Behörden der Bundesrepublik Deutschland 
(welche?) an Vorbereitung und Durchführung 
der Invasion beteiligt waren, ob sie tatsäch-
lich umstürzlerische Beziehungen zu guine-
ischen Exilpolitikern unterhielten, ob sie wirk-
lich damit beschäftigt waren, in Guinea ein 
Bürgerkriegsklima zu erzeugen, ob es in Gui-
nea tatsächlich einen gegen die innere Sicher-
heit des Landes gerichteten westdeutschen 
Spionagering bzw. eine westdeutsche „Fünfte 
Kolonne" gegeben hat, ob westdeutsche Staats-
bürger wirklich an der Invasion vom 22. No-
vember 1970 aktiv teilgenommen haben, ob 
es einen westdeutschen Sabotageplan für die 
guineische Industrie gegeben hat, ob mit Hilfe 
der deutschen Botschaft wirklich ein geheimer 
Waffenhandel in Guinea betrieben worden ist 
und ob der Freitod des Botschafters der Bun-
desrepublik in Lissabon mit dem Scheitern der 
Invasion vom 22. November 1970 wirklich un-



mittelbar zusammenhängt — das alles ist nach 
wie vor im günstigsten Fall sehr fraglich.
Als ersten Anhaltspunkt für eine deutsche 
Beteiligung wertet die Untersuchungskommis-
sion114 ), daß die Bundesregierung und ihre 
Vertretung in Conakry es im Gegensatz zu 
allen übrigen Regierungen nach der Invasion 
unterlassen hätten, der guineischen Regierung 
und dem guineischen Volk ihre Sympathie zu 
bekunden.

114) A. a. O., S. 401 ff.

115) A. a. O., S. 402 ff.
116) A.a.O., S. 411 ff. .
117) Als solche wertete sie vor allem die N 
auslief erung eines guineischen Botschaftsattac)! 
der in der Bundesrepublik um politisches Asyl ge 
beten hatte.

An zweiter Stelle steht die durch nichts bewie-
sene Behauptung, ein deutscher Projektleiter 
in Conakry, Graf Tiesenhausen, der in der In-
vasionsnacht ebenso zufällig und tragisch ums 
Leben gekommen ist wie ein Legationsrat von 
der DDR-Botschaft, habe den Tod gefunden bei 
Erfüllung seiner „mission d'appui operationnel 
aux commandos de debarquement ..."
An dritter Stelle steht eine angeblich bei dem 
deutschen Projektleiter in Kankan, Hermann 
Seibold, sichergestellte Aufzeichnung aus dem 
Bonner Auswärtigen Amt. Abgesehen davon, 
daß Zweifel an seiner Echtheit bestehen, lie-
fert dieses Dokument, das im Weißbuch nach-
gelesen werden kann, von den nach Auffas-
sung der „Commission d'Enquete" darin ent-
haltenen Beweisen nicht einen: weder den für 
die angebliche Mission des Grafen Tiesenhau-
sen noch den für die behaupteten Zusammen-
hänge zwischen dem Scheitern der Invasion 
und dem Freitod des Botschafters Schmidt- 
Horix in Lissabon.
Als Beweis für eine regelrechte Beteiligung 
der Bundesrepublik Deutschland an der portu-
giesischen Invasion ist das Dokument, selbst 
wenn es echt sein sollte, erst recht nicht zu 
gebrauchen. Denn es enthält nicht mehr als 
eine Unterrichtung über die erste portugie-
sische Reaktion auf die Nachricht vom Schei-
tern des Landeunternehmens sowie vorsich-
tige Mutmaßungen über eine mögliche Ver-
schlechterung der deutsch-guineischen Bezie-
hungen infolge des NATO-Bündnisses, das die 
Bundesrepublik mit Portugal verbindet. Außer-
dem befürchtet der Verfasser, die Bundesrepu-
blik könne durch Beutewaffen deutscher Her-
kunft kompromittiert werden; er empfiehlt 
deshalb die Beteiligung Portugals an den Er-
eignissen vom 22. November 1970 offiziell zu 
dementieren.
Daß ein solches Dokument, selbst wenn es ge-
fälscht ist, im ersten Augenblick heftige Emo-
tionen und auch Assoziationen auslöst, wird 
niemanden wundern. Aber die Auffassung der 
Untersuchungskommission, wonach das Doku-
ment „de faon eclatante la participation 
consciente et active du gouvernement de Bonn 
dans l'agression armee du 22 novembre 

1970" 115 ) an den Tag bringt, wird niemand 
teilen.
Was bleibt, sind die schweren Beschuldigun-
gen gegen einzelne deutsche Experten (Her-
mann Seibold, Adolf Marx etc.), die jedoch, 
selbst wenn sie zuträfen, nicht unmittelbar ge-
gen die Bundesrepublik Deutschland als solche 
verwendet werden können. Was besagt es ge- i 
gen einen Staat, wenn einer seiner Bürger in | 
Konflikt mit den Gesetzen oder mit der Politik | 
eines anderen Staates gerät?
Weder Hermann Seibold noch Adolf Marx ! 
waren Beamte oder Angestellte des Bundes. 
Seibold war für die Organisation „Jugend-
dorf" des evangelischen Pastors Dannemann 
tätig, Marx für eine französische Brauereige-
sellschaft. Die Ausweisung aller Westdeut-
schen und den einseitigen Abbruch der diplo-
matischen Beziehungen haben sie nicht zu ver-
antworten. Ihr tragisches Schicksal — Seibold 
verstarb auf ungeklärte Weise in der Unter-
suchungshaft, Marx wurde zu lebenslänglicher 
Zwangsarbeit verurteilt — ist nicht Ursache, 
sondern Folge eines Aushöhlungsprozesses, 
dem die Beziehungen zwischen Bonn und 
Conakry seit langem ausgesetzt waren. Dieser 
Prozeß erreichte seinen kritischen Punkt, als 
Guinea Anfang September 1970 die DDR an-
erkannte und die Bundesregierung dies mit 
der in solchen Fällen üblichen Formel quit-
tierte, sie werde ihr Verhalten gegenüber 
Guinea hinfort an ihren eigenen Interessen 
orientieren.
Guinea erblickte darin eine kaum verhüllte 
Drohung, „welche die Grenzen der wirtschaft-
lichen Erpressung überschreitet, deren sich der 
Imperia

116
lismus schon oft bedient hat, um die 

afrikanischen Staaten einzuschüchtern"  
Der Konflikt, ohnehin angelegt in den unter-
schiedlichen Gesellschaftssystemen beider 
Staaten, kam offen zum Ausbruch. Die guinei-
sche Regierung registrierte im Verhalten der 
Bundesrepublik offene Feindschaft117 ), empfing 
den deutschen Botschafter nicht mehr und er-
griff die sich mit der portugiesischen Landung 
bietende Gelegenheit, die mächtige Bundes-
republik in die Schranken zu fordern und an 
zwei ihrer Staatsbürger ein weithin sichtbares 
anti-imperialistisches Exempel zu statuieren. 
Die Nationalversammlung allein, erstaun-
licherweise ohne den Nationalen Revolutions-
rat, konstituierte sich am 18. Januar 1971 durch 
Gesetz zum „Tribunal Revolutionaire Supreme 
und verhängte am 23. Januar 1971 nach Anhö-

I



rung der „Strafanträge" aus den Parteiorgani-
sationen ihre drakonische Sentenz: 62 Todes-
urteile118 ) (davon 33 in Abwesenheit), 68 Ur-
teile auf l 119ebenslängliche Zwangsarbeit ).

118) Darunter Baldet Ousmane, Camara Sekou, 
Makassouba Moriba, Barry III, Habib Tall, Camara 
Loffo.
119) Darunter Erzbischof Tchidimbo, Gnan Felix 
Mathos, Jean Paul Alata, Adolf Marx und Her-
mann Seibold.

120) Jeune Afrique Nr. 541 vom 18. Mai 1971, 
S. 15 ff.

Soviel ist sicher: Innerer Friede, soziale und 
wirtschaftliche Entwicklung zu bescheidener 
Prosperität werden durch solche Urteile nicht 
begründet. Vielmehr laden sie das „perma-
nente Komplott" mit immer neuen Energien 
auf. Schon hat Sekou Toure am 26. April 1971 
eine neue Säuberungswelle in Aussicht ge-
stellt. Diesmal wird sie die Parteikader erfas-
sen. Das Bild vom Skorpion, der in der äußer-
sten Bedrängnis den Stachel gegen sich selber 
kehrt, drängt sich auf. Schon ist von neuen 
Attentatsplänen gegen den „Premier Respon-
sable" der guineischen Revolution die Rede. 

Schon beunruhigt er selbst die Öffentlichkeit 
aufs neue mit düsteren Ankündigungen: neue 
Angriffe von außen stünden bevor. Die Saat 
der Gewalt geht prächtig auf. Kaman Diaby, 
Keita Fodeba, Fofana Karim und Barry Diawa- 
dou, die als Führer des Militärkomplotts von 
1969 zum Tode verurteilt worden waren und 
trotzdem im Kalkül der Opposition von 1970 
noch eine Rolle gespielt hatten, sind nicht 
mehr unter den Lebenden. Das wissen wir aus 
dem erschütternden Bericht des Hauptmanns 
Amou Soumah, der — ehemaliger Adjutant 
S. Toures und als Kommandeur des 4. Batail-
lons im Zusammenhang mit dem Militärkom-
plott ebenfalls inhaftiert — während der No-
vemberwirren aus seinem Gefängnis in Co-
nakry entkommen konnte120 ). Die Früchte 
des Zorns reifen heran. Wir hatten lange Zeit 
geglaubt, der guineische Sozialismus sei ein 
„menschlicher" Sozialismus. Ich fürchte, wir 
werden uns korrigieren müssen . . .
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Horst Friedrich

Das chinesisch-albanische Bild von den
„häßlichen Sowjets"
Chinesische Analysen über die „bourgeoise Konterrevolution" in Moskau

Wenn die Chinesen und ihre Gefolgsleute, vor 
allem die Albaner, heute die Sowjets als Ver-
räter an der kommunistischen Lehre einstufen, 
so steht dahinter mehr als nur eine verbale 
und isolierte Verunglimpfung. Wie es im 
kommunistischen Leben üblich ist, gehört 
ideologische Weitschweifigkeit auch zur Be-
gründung simpelster Feststellungen. So haben 
die Chinesen inzwischen ein ganzes Gedan- 
kensystem aufgebaut, um den sowjetischen 
Verrat an der Lehre umfassend einzuordnen 
und die einzelnen Züge zu klassifizieren. 
Dabei steht der das östliche Denken bestim-
mende Grundzug Pate, daß alles Gesche-
hen nach „wissenschaftlichen Grundlagen" er-
forschbar ist und sich entsprechend voraus-
sehen läßt. Der chinesische Gedankenüberbau 
hinsichtlich der gegenwärtigen und künftigen 
sowjetischen Entwicklung bringt mancherlei 
Absonderlichkeiten zutage, schärft anderer-
seits aber auch stellenweise den Blick für echte 
innere Zusammenhänge der kommunistischen 
Wirklichkeit von heute.
Drei Veröffentlichungen des chinesischen 
Lagers vor allem sind es, die das Gerüst des 
Systems erkennen lassen, nach dem die heu-
tige Moskauer Führung vom hohen Richter-
stuhl der „echten" Lehre aus verurteilt wird. 
Den ersten ausführlichen Text für diesen Zu-
sammenhang legten die Chinesen in einer 
zweifellos als amtlich zu betrachtenden Pro-
klamation zum 100. Geburtstag Lenins vor. 
Die gesamte chinesische Publizistik übernahm 
die Veröffentlichung, die zugleich in Jen Min 
Jih Pao (Pekinger Volkszeitung), Hung Chi 
(„Rote Fahne") und in der Zeitung der Volks-
befreiungsarmee Chieh Fang Chün Pao 
erschien1). Zum 100. Jahrestag der Pariser 
Kommune erschien ein weiterer Beitrag, der 
ebenfalls von den Redaktionsabteilungen der 
gleichen drei chinesischen Blätter verfaßt 
wurde und der das gleiche Thema mit leichten 
Variationen abhandelte2). Ein Artikel des

3) Zitate aus dieser Darstellung beruhen auf der 
Wiedergabe des Textes durch die albanische Na 
richtenagentur ATA, Agence Telegraphique Aom 
naise, in englischer und französischer Sprache vo 
25 3. 1971.
4) Vgl. Bericht nach Hsinhua vom 21. 4. 1970.

1) Zitate aus diesem Bericht werden nach der eng-
lischen Fassung in der rotchinesischen Nachrichten-
agentur Hsinhua vom 21. 4. 1970 wiederg
2)

egeben. 
 Wiedergabe aus diesem Bericht nach Hsinhua 

vom 17. 3. 1971. 

albanischen Parteiblattes Zeri i Popullit, der 
gezielt während des XXIV. Parteitages der 
KPdSU veröffentlicht wurde, verdient in die-
sem Zusammenhang ebenfalls Erwähnung, 
weil er einige zusätzliche Aspekte zur ideolo-
gischen Konzeption der Chinesen liefert3). Die 
Auswahl dieser Quellen ist natürlich be-
schränkt, liefert aber dennoch ein umfassendes 
Bild dessen, worum es den nach China orien-
tierten Gegnern des Sowjetsystems heute geht, 
Ausgangspunkt der langatmig entwickelten 
Überlegungen ist die in allen Konsequenzen 
vertretene und mit vielen Nuancen ausge-
schmückte Version, Moskaus revisionistische 
Führung habe unter Verrat der militant-revo-
lutionären Grundposition des Kommunismus 
einen Umschwung in Richtung eines bourgeois-
revisionistischen Kurses mit dem Endziel der 
Wiedererrichtung des Kapitalismus herbeige-
führt. In gängige Schlagworte zusammengefaßt 
lautet die Anklage, es sei eine bürgerliche 
Konterrevolution gegen die ursprüngliche 
kommunistische Revolution unter Lenin durch-
geführt worden.

Kampf gegen Moskau nach den Gesetzen der 
Kulturrevolution

Die Tatsache, daß man in Peking gerade diese 
Anklage an die Adresse der heutigen Kreml- 
Führung richtet, verdeutlicht die Ernsthaftig-
keit und die Schwere der Entscheidung gegen 
Moskaus System. Denn nach den Texten ist 
die Konterrevolution in der Sowjetunion «das 
Ergebnis der Usurpation de

4

r Parteiführungund 
Regierung durch eine Handvoll mächtiger 
Parteileute, die dort den kapitalistischen 
Weg beschritten haben ...." ). Hier ist daran 
zu erinnern, daß die Kulturrevolution in China 
in ihrem Verlauf immer eindeutiger motiviert 
wurde als Kampf zur Vernichtung „einer 
Handvoll mächtiger Parteileute, die den 



kapitalistischen Weg beschritten haben". Mit 
anderen Worten, alles was man gegen den 
Staatspräsidenten Liu Schao-tschi vorbrachte, 
wird genauso der heutigen sowjetischen Füh-
rung angelastet. Wenn man im eigenen Lande 
wegen solcher „Fehler" die Kulturrevolution 
entfesselte, so läßt sich aus diesem Sachverhalt 
ablesen, wie schwerwiegend man den Bann-
strahl gegen den Kreml einschätzt. Bekanntlich 
sollte ja die Kulturrevolution dem Zweck die-
nen, eine angeblich durch den Rückfall in 
bourgeoise, kapitalistische Tendenzen be-
stimmte Entwicklung der Partei aufzuhalten 
durch die Wiederinstallierung rein revolutio-
närer Impulse als Grundlage allen kommu-
nistischen Verhaltens. Was man also in China 
in jahrelangen inneren Auseinandersetzungen 
zerschlagen wollte, das soll heute nach Pekings 
Meinung in der Sowjetunion beherrschend im 
Vordergrund stehen.
Prägnanter als durch diese Kontra-Stellung 
läßt sich die chinesische Unversöhnlichkeit 
gegen das heutige Sowjetsystem nicht mehr 
charakterisieren. Aus chinesischer Sicht gibt 
es keinerlei Verbindung mehr zwischen dem 
chinesischen und dem sowjetischen System. 
Die „Renegaten Breschnew und Konsorten" 
werden bezichtigt, „ihren revolutionären 
Quatsch" als Leninismus auszugeben. „Sie ge-
ben vor, Lenin zu .ehren', in Wirklichkeit je-
doch bedienen sie sich des Namens Lenin, um 
ihren Sozialimperialismus und Sozialfaschis-
mus und Sozialmilitarismus vora

5

nzutreiben. 
Was für eine unverschämte Beleidigung für 
Lenin!" )

Marxismus-Leninismus gleich Maoismus

Die gängige Anwendung der Formel vom „So-
zialimperialismus und Sozialfaschismus" auf 
die Sowjetunion dokumentiert, daß man Mos-
kau heute bereits als außerhalb des kommu-
nistischen Lagers stehend betrachtet. Die Kon-
sequenz aus dieser Feststellung ist, daß man 
in Moskau und Peking von völlig unterschied-
lichen Einschätzungen hinsichtlich der Mächte-
gruppen in der Welt ausgeht. Während Mos-
kau die Abtrünnigkeit der Chinesen noch für 
überbrückbar hält, das sozialistische Lager als 
Einheit betrachtet, in der der Internationalis-
mus der Bewegung durch eine mögliche Kor-
rektur bei den chinesischen Abweichlern noch 
wiederherzustellen wäre, zieht Peking einen 
definitiven Trennungsstrich. Moskau hält also 
an seiner These fest, daß zwei Weltsysteme, 
der Kapitalismus und der Kommunismus, den 
Vordergrund der Weltauseinandersetzung be-

herrschen. China dagegen spricht von drei 
unterschiedlichen und deutlich gegeneinander 
abgegrenzten Kräften im globalen Geschehen, 
vom kapitalistischen Imperialismus (also vom 
Westen), vom Sozialimperialismus (die So-
wjetunion und ihr Satellitenbereich) und vom 
Kommunismus, der allein von Peking fortge-
setzt und repräsentiert wird. Danach gelten 
die Sowjets in der chinesischen Einschätzung 
nicht mehr nur als Abtrünnige des Leninismus, 
sondern vielmehr als Außenstehende mit zwar 
eigener, aber nicht mehr kommunistischer Prä-
gung.

Aus dieser Situation ergibt sich, daß sowohl 
die Sowjets als auch die Chinesen mit einem 
Vorranganspruch im kommunistischen Lager 
auftreten —Moskau als Ursprungsort der kom-
munistischen Bewegung, Peking in der Selbst-
gewißheit, allein den „echten" Kommunismus 
zu vertreten. Denn nach Pekinger Version 
kann heute Marxismus-Leninismus nur noch 
Maoismus bedeuten: „Eine neue historische 
Periode des Kampfes gegen den US-Imperialis- 
mus und den sowjetischen Imperialismus hat 
begonnen. Dem Imperialismus und dem Sozial-
imperialismus läutet die Totenglocke. Der un-
besiegbare Marxismus-Leninismus und die 
Lehren Mao Tse-tungs sind die mächtigen 
Waffen des Proletariats. ... Integriert in die 
revolutionären Massen der Hunderte von Mil-
lionen und in die konkrete Praxis der Volks-
revolution in allen Ländern werden der Mar-
xismus-Leninismus und die Lehre Mao Tse- 
tungs mit Gewißheit eine unerschöpfliche re-
volutionäre Kraft hervorbringen, um die ganze 
Welt zu zerschmettern und in Fetzen zu schla-
gen! Lang lebe der große Marxismus! Lang 
l

6
ebe der große Leninismus! Lang lebe die 

große Lehre Mao Tse-tungs!" )

Ausgleich auf dem Gebiet zwischenstaatlicher 
Beziehungen

Nun bedeutet das demonstrative Hinwerfen 
des Fehdehandschuhs durch die Chinesen auf 
ideologischem Gebiet aber gegenüber den So-
wjets durchaus nicht den absoluten Bruch in 
allen Bereichen. Denn während man von Peking 
aus zum XXIV. Parteitag der KPdSU noch ein-
mal gezielt die Unversöhnlichkeit der ideolo-
gischen Position gegenüber den Kreml-Gewal-
tigen dokumentieren wollte, gab man sich alle 
Mühe, daneben — sozusagen zum Ausgleich — 
das Interesse an der Normalisierung der zwi-
schenstaatlichen Beziehungen zu bekunden. 
Am 17. März 1971 war der Artikel zum

6) Vgl. Bericht nach Hsinhua vom 21. 4. 1970. 5) Vgl. Bericht nach Hsinhua vom 21. 4. 1970.



100. Jahrestag der Pariser Kommune erschie-
nen, am 21. März, also nur vier Tage später, 
rückte man durch eine Geste Tschou En-lais das 
Bemühen um Konsolidierung der Beziehungen 
auf Staatsebene fast überdeutlich ins Rampen-
licht. Der chinesische Ministerpräsident erör-
terte mit dem Sowjetbotschafter in Peking, 
Wassili Tolstikow, und mit dem Chef der so-
wjetischen Delegation bei den Grenzgesprä-
chen, Leonid Iljitschow, unter Teilnahme des 
chinesischen Verhandlungsführers Tschiao 
Kuan-hua „beiderseits interessierende Fra-
gen". Das heißt, dem Affront und der Provo-
kation auf ideologischem Gebiet folgte zum 
Zeichen, daß dessenungeachtet alles beim alten 
bleiben sollte, eine betonte Freundlichkeit auf 
dem Gebiet der zwischenstaatlichen Beziehun-
gen.
Die Chinesen legten Wert darauf zu bekunden, 
daß die Serie der Fühlungnahmen auf außen-
politischem Gebiet fortgeführt werden soll, 
wobei einige markante Daten Anzeichen einer 
ständigen Verbesserung ausweisen. Bresch-
new nahm auf diese Daten in seiner großen 
Eröffnungsrede zum XXIV. Parteitag deutlich 
Bezug. Es begann mit der Begegnung zwischen 
Tschu En-lai und Kossygin auf dem Pekinger 
Flughafen am 11. September 1969. Die Folge 
davon war, daß die damals äußerst gespann-
ten Beziehungen wegen der blutigen Grenz-
zwischenfälle durch Verhandlungen gelockert 
wurden, wenngleich in den jetzt bereits ein-
einhalb Jahre dauernden Besprechungen noch 
kein konkretes Ergebnis erkennbar wird.

In der zweiten Hälfte 1970 tauschte man wie-
der gegenseitig Botschafter aus. Im November 
1970 wurde in Peking ein Zahlungs- und Han-
delsabkommen abgeschlossen, nachdem man 
sich darum während der beiden vorhergehen-
den Jahre vergebens bemüht hatte. Die 
Grenzverhandlungen sind inzwischen zu einer 
Art fester Institution geworden. Ihre Funk-
tion besteht darin, die latent vorhandene Ge-
fahr unvorhersehbarer Konsequenzen zu neu-
tralisieren. Deshalb können die Verhandlungen 
auch ohne sichtbaren Erfolg andauern, wenn 
man mit dem einen bisher erzielten Ergebnis 
zufrieden ist, daß man wenigstens miteinander 
am Tisch sitzt und nicht gegeneinander kämpft.

Es läßt sich also eine stillschweigende Über-
einkunft der beiden kommunistischen Kontra-
henten in der Richtung voraussetzen, daß man 
bei einer deutlichen ideologischen Distanzie-
rung voneinander gleichzeitig die Wiederher-
stellung normaler zwischenstaatlicher Bezie-
hungen fördern möchte. Läuft das nicht im 
Grunde auf eine typische Verwirklichung der 
Gegebenheiten der „friedlichen Koexistenz" 

zwischen zwei Staaten unterschiedlicher Ge-
sellschaftsordnung hinaus, wenngleich diese 
beiden Staaten paradoxerweise Staaten kom-
munistischer Gesellschaftsordnung sind?

Wenn nun die Sowjets die Konzeption von der 
Einheit des kommunistischen Weltsystems in 
der Erwartung beibehalten, Rotchina eines 
Tages zur Rechtgläubigkeit zurückführen zu 
können, so bleibt vorläufig die Frage offen, 
worauf sich derartige Hoffnungen stützen 
könnten. Sicher spielt hierbei die Berücksichti-
gung des hohen Lebensalters von Mao Tse-tung 
eine entscheidende Rolle. Man meint offenbar, 
in relativer Ruhe abwarten zu können, was die 
Zeit nach Mao bringt. Ein Artikel der pol-
nischen Wochenzeitung Kultura ist in dieser 
Hinsicht charakteristisch: „Alle Anzeichen deu-
teten darauf hin, daß Peking in den nächsten 
Jahren mit dem großen und schwierigen Pro-
blemkonfrontiert wird, eine neue Autorität her-
vorzubringen, die ohne Hilfe Mao Tse-tungs 
die Macht in China übernehmen könnte. Diese 
Autorität würde wahrscheinlich nach einer ge-
wissen Übergangsperiode auftauchen, während 
der Staat und die Partei von einem von Mao 
und Lin Piao ernannten Team geleitet werden 
würden. Nur dann könnten scheinbar bedeut-
samere Änderungen in der von der chinesi-
schen Führung verfolgten Linie, vor allem ein 
Abgehen von der utopisch-spalterischen Platt-
form des Vorsitzenden Mao, erwartet wer-
den 7." )

In Moskau glaubt man, daß nach Maos Abtre-
ten die eigene Konzeption von der Einheit des 
kommunistischen Weltsystems unter Einschluß 
Rotchinas den Sieg davontragen wird über 
Chinas heutiges Bemühen, neben Imperialis-
mus und Kommunismus noch eine dritte Kraft 
zu etablieren, nämlich das Machtgefüge des 
sowjetischen Sozialimperialismus.

Wie sich die Konterrevolution vollzog

Ein kritischer Punkt der chinesischen Argu-
mentation ist die Frage, inwiefern sich denn 
Beweise dafür erbringen lassen, daß in Ruß-
land nach der kommunistischen Revolution fast 
unbemerkt und unregistriert eine Konterrevo-
lution zur Wiederherstellung kapitalistischer 
Verhältnisse sich vollzogen haben soll. Die 
chinesische Erklärung hierzu sucht anzusetzen 
an der Behauptung, daß auch nach der Macht-
ergreifung des Kommunismus in der Sowjet-
union der Klassenkampf noch weitergegangen 
sei. So habe auch Stalin gegen ein Wieder-
erstehen der bürgerlichen Kräfte kämpfen 

7) Zitiert nach PAP, englisch, vom 7. 4. 1971 



müssen: „Stalin hat eine ganze Clique konter-
revolutionärer Vertreter der Bourgeoisie, die 
sich in die Partei eingeschlichen hatten, ausge-
räumt — Trotzki, Sinowjew, Kamenew, Radek, 
Bucharin, Rykow und andere. Dies zeigte, daß 
die ganze Zeit über ein scharfer Klassenkampf 
geführt wurde und daß die Gefahr kapitalisti-
scher Restauration ständi 8g vorhanden war." ) 
Die entscheidende Wende in dieser Entwick-
lung habe sich dann nach dem Tode Stalins 
vollzogen. Chruschtschow sei die Schlüssel-
figur gewesen, die den Weg zum Kapitalismus 
zurück gebahnt habe: „Da die Sowjetunion der 
erste Staat der Diktatur des Proletariats war, 
fehlte ihr die Erfahrung bei der Festigung die-
ser Diktatur und bei der Verhinderung der 
Wiederherstellung des Kapitalismus. Unter 
diesen Umständen kam Chruschtschow nach 
Stalins Tod in seinem .Geheimbericht' mit 
einem Überraschungsangriff heraus, durch den 
er Stalin in übler Weise verleumdete und 
durch betrügerische Manöver aller Art die Par-
tei und Regierungsgewalt in der Sowjetunion 
an sich riß. Dies war ein konterrevolutionär

9

er 
Staatsstreich, der die Diktatur des Proletariats 
in eine Diktatur der Bourgeoisie verwandelte 
und durch den der Sozialismus gestürzt und 
der Kapitalismus wiederhergestellt wurde." )
Es liegt in der Logik solcher Überlegungen, 
daß hiernach der abgelaufene XXIV. Parteitag 
der KPdSU im chinesischen Lager als der 
V. Parteitag bezeichnet wird, den die ,Chru- 
schtschowisten’ veranstaltet haben, seitdem sie 
sich der Führung bemächtigten. Da diese These 
auf den ersten Blick etwas gewaltsam herbei-
geholt erscheint, bemüht man sich, zusätzliche 
Argumente zu liefern, um einen solchen Gang 
der Dinge glaubhafter präsentieren zu kön-
nen. Eine sozusagen stille gesellschaftliche 
Umformung habe sich in der Sowjetunion voll-
zogen, wobei die Arbeiterklassen aus ihrer 
führenden und alleinbestimmenden Rolle ver-
drängt, die Diktatur des Proletariats also zer-
schlagen wurde, während das Bürgertum unter 
der Führung der Revisionisten eine neue 
hierarchische Struktur aufbaute, die Diktatur 
der Bourgeoisie. Die Sowjets hätten, so lautet 
die Beweisführung, diesen Wandel verdeckt 
herbeiführen können durch die Umformung der 
führenden Arbeiterpartei in eine „Partei des 
ganzen Volkes": „ Die Partei des ganzen Vol-
kes ist nicht — wie die Revisionisten vor-
geben — die .Fortsetzung der kommunistischen 
artei der Arbeiterklasse'. Sie hat mit der 

Arbeiterklasse genausowenig gemein wie mit 
em sowjetischen Volk; eine große Kluft 

frennt sie. Der neue Name ist eine Fassade, 
8 Vgl. Bericht nach Hsinhua vom 21. 4. 1970.
9) Vgl. Bericht nach Hsinhua vom 21. 4. 1970. 

um die Änderung des Parteicharakters zu ver-
bergen. . . . Die Diktatur des Proletariats wurde 
liquidiert, und ihren Platz nahm die Diktatur 
der Bourgeoisie ein, verborgen unter der Be-
zeichnung ,der 10Staat des ganzen Volkes'." )

Gegen den „friedlichen Übergang"

Durch die ganze Diskussison zieht sich eine 
Gegensätzlichkeit, die die Chinesen gegenüber 
den Sowjets in aller Stärke ausspielen wollen: 
Der Kommunismus in seiner echten Form sei 
eine militant-revolutionäre Lebensauffassung, 
die Entartung in Moskau dagegen billige auch 
parlamentarische Markteroberung. Selten ist im 
kommunistischen Machtbereich so deutlich wie 
in diesem Zusammenhang gesagt worden, daß 
die Gewalt überhaupt das einzige Mittel dar-
stellt, um kommunistische Lebensformen durch-
zusetzen. Durch freien Entscheid der Völker 
ist also nach chinesischer Einsicht der Sieg 
des Kommunismus nicht zu verwirklichen: „In 
den letzten Jahrzehnten hatten viele kommu-
nistische Parteien an Wahlen und Parlamenten 
teilgenommen, aber keine von ihnen hat mit 
solchen Mitteln eine Diktatur des Proletariats 
errichtet. Selbst wenn eine kommunistische 
Partei die Mehrheit im Parlament erlangen 
oder an der Regierung teilnehmen sollte, 
würde dies keinen Wandel im Charakter der 
bürgerlichen politischen Macht bedeuten und 
schon gar nicht das Zerschlagen der alten 
Staatsmaschinerie . .. Wenn eine kommunisti-
sche Partei keine Massenarbeit leistet, den be-
waffneten Kampf ablehnt und die parlamen-
tarischen Wahlen zum Fetisch erhebt, wird sie 
nur die Massen einlullen und sich selbst kor-
rumpieren. Die Bourgeoisie erkauft sich eine 
kommunistische Partei durch parlamentarische 
Wahlen und macht sie zu einer revisionisti-
schen Partei, einer Partei der Bourgeois 11ie." ) 
Chinas Opposition gegen den „friedlichen 
Übergang" vom Kapitalismus zum Sozialis-
mus, wie ihn die Sowjets seit Chruschtschow 
als möglich betrachten, basiert auf der Einsicht, 
daß auf diesem Wege der Kommunismus nie 
zu einem Erfolg gelangen kann. In einem 
Prawda-Leitartikel zur Würdigung des 100. 
Jahrestags der Pariser Kommune wurde da-
gegen von den Sowjets die wirtschaftliche 
Einflußnahme als wesentlichster Faktor im 
Ringen um die kommunistische Expansion ge-
nannt: „Die KPdSU geht unverändert von der 
Leninschen Position aus, daß wir den Haupt-
einfluß auf die internatio
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nale Revolution durch 

die Wirtschaftspolitik ausüben." )

10) Vgl. Bericht nach der albanischen Nachrichten-
agentur ATA vom 25. 3. 1971.
11) Vgl. Bericht nach Hsinhua vom 17. 3. 1971.
12) Zitiert nach TASS vom 18. 3. 1971.



Eine solche Beschränkung auf die wirtschaft-
liche Seite traf sofort auf stärksten chinesi-
schen Widerspruch: „Um die Diktatur des Pro-
letariats zu festigen und die Wiederherstel-
lung des Kapitalismus zu verhindern, muß das 
Proletariat die sozialistische Revolution nicht 
nur an der Wirtschaftsfront durchführen, son-
dern auch an der politischen, ideologischen und 
kulturellen Front, muß es eine allgemeine 
Diktatur über die Bourgeoisie im Gesamtauf-
bau einschließlich

13
 aller kulturellen Bereiche 

ausüben." )
So bleibt die Gewalt im chinesischen Denken 
das eigentliche Mittel zur Erfüllung der „histo-
rischen Mission" des Kommunismus, um den 
alten Staatsapparat zu zerschlagen und die 
Diktatur des Proletariats zu verwirklichen.

Die neue Klasse

Die Vorwürfe der Chinesen hinsichtlich des 
gesellschaftlichen Strukturwandels in der 
UdSSR beginnen damit, daß seit Chruschtschow 
die kommunistische Führungsschicht sich zu 
einer Schicht von privilegierten Vertretern der 
Großbourgeoisie entwickelt habe, die durch 
Stellung, Rang, Einkommens- sowie Einfluß-
möglichkeiten die Geschicke der Sowjetunion 
bestimme, die Staatsmaschinerie beherrsche 
und den gesamten gesellschaftlichen Besitz 
kontrolliere. Mit dieser gesellschaftlichen Um-
schichtung habe sich dann auch eine wirtschaft-
liche Umorientierung auf den Profit vollzogen, 
was unter anderem ausgewiesen wird durch 
die Einführung des Begriffs vom „materiellen 
Anreiz" in der sowjetischen Volkswirtschaft. 
Insgesamt verwalte der gegenwärtige Sowjet-
staat „als kapitalistisches Kollektiv die Pro-
duktionsmittel im Namen u

14
nd im Interesse der 

neuen sowjetischen Bourgeoisie" ).
Der Wandel der gesellschaftlichen Struktur 
zeige sich vor allem im Aufbau einer sozialen 
Stufen- und Rangordnung, in der Wiederer-
richtung einer bourgeois gesteuerten Hier-
archie, womit sich die privilegierte Klasse 
Möglichkeiten für eine erneute Ausbeutung 
des Arbeiters zugunsten der eigenen finan-
ziellen Besserstellung im Rahmen der Staats-
bürokratie geschaffen habe. Und damit erschei-
nen, wenn auch unter etwas anderen Vorzei-
chen, die alten Probleme der Klassengesell-
schaft wieder auf der Bildfläche. Hier wird in 
großer Deutlichkeit das angesprochen, was 
Milovan Djilas in seinem Buch „Die neue 
Klasse" als Schlußfolgerung einer Analyse des 

kommunistischen Systems dargestellt hat, daß 
nämlich „diese Bürokraten sich unweigerlich 
zu einer neuen Klasse von Eigentümern und 
Ausbeutern entwickelten".
Wenn Djilas soweit parallel mit der chinesi-
schen Darstellung über die Zustände in der 
Sowjetunion von heute argumentiert, so ist 
doch der Unterschied gegenüber der chinesi-
schen Position insofern unverkennbar, als 
Djilas diese Entwicklung als notwendige Kon-
sequenz des kommunistischen Systems 
schlechthin ansieht, sie also nicht auf Moskau 
beschränkt, sondern alle Staaten einbezieht, 
in denen der Kommunismus an der Macht ist: 
„Die Partei macht die Klasse, aber das Ergeb-
nis ist, daß die Klasse wächst und die Partei 
als Basis benützt. Die Klasse wird stärker, 
während die Partei schwächer wird; das ist 
das unausweichliche Schicksal jeder kommuni-
stischen Partei, die an der Macht ist ... Stalin 
sagte, nachdem der erste Fünfjahresplan abge-
laufen war: .Wenn wir nicht den Apparat ge-
schaffen hätten, wären wir verloren gewesen!’ 
Er hätte das Wort .Apparat' durch das Wort 
.neue Klasse’ ersetzen müssen, dann wäre al-
les viel kl 15arer gewesen." )

Der Neokolonialismus

Wenn nun die Chinesen in ihrer Doktrin eine 
gewisse Gleichsetzung von sowjetischen So-
zialimperialisten und westlichen Kapitalisten 
vornehmen, so ist es nur logisch, daß man die 
gleichen Sünden, die dem kapitalistischen Sy-
stem angekreidet werden, auch den Sowjets 
zuschreibt. So übertrieben in manchen Formu-
lierungen die Darstellung erscheinen mag, so 
werden doch bei dieser Art der Durchleuch- 
tung der Situation bemerkenswerte Konturen 
sichtbar, die oftmals einen Kern der Wahrheit 
enthalten. Das gilt für die Skizzierung sowje-
tischer imperialistischer Politik nach innen und 
nach außen: Moskau knebele nicht nur die 
russische Bevölkerung seines eigenen Landes, 
es unterdrücke auch die anderen Nationalitä-
ten im Viel-Völker-Staat der Sowjetunion, es 
suche darüber hinaus über die Nationen im 
Satellitenbereich zu verfügen und schließlich 
aggressiv seinen Machtbereich über andere 
Nationen in der Welt auszudehnen. Die Aus-
nutzung der eigenen Bevölkerung wird als 
Ausbeutung der Werktätigen durch die Oli-
garchie der bürokratischen Monopolisten cha-
rakterisiert, das Schicksal der außerrussischen 
Nationalitäten in der Sowjetunion als Politi 
der nationalen Unterdrückung durch Maßnah 
men wie Diskriminierung, Zwangsumsiedlung

15) Milovan Djilas, Die neue Klasse, München, S. 65 
13) Vgl. Bericht nach Hsinhua vom 17. 3. 1971.
14) Vgl. Bericht nach der albanischen Nachrichten-
agentur ATA vom 25. 3. 1971.



und Verhaftung gekennzeichnet — Methoden, 
die „die Sowjetunion in ein Völkergefängnis 
verwandelt haben".
Das Bündnissystem mit den osteuropäischen 
Ländern und der Mongolischen Volksrepublik 
ist nach chinesischer Darstellung eine durch 
Stacheldraht abgesicherte Ausplünderung der 
sozialistischen Gemeinschaft, wobei diese Län-
der degradiert werden zu „Absatzmärkten, zu 
Zubringer-Verarbeitungsstätten, -Obstplanta-
gen, -Gemüsegärten und -Viehzuchtfarmen". 
Zu dem Neokolonialismus im eigenen Bereich 
und im Satellitenraum tritt dann noch die 
.Hilfeleistung' an Länder in Afrika, Asien 
und Lateinamerika, die nach der chinesischen 
Darstellung folgende Zielsetzung besitzt: 
„Durch den Export von Kriegsmaterial und Ka-
pital sowie durch ungleichen Handel' plündert 
der Sowjetrevisionismus ihre (der anderen 
Länder) natürlichen Hilfsquellen, mischt sich in 
ihre inneren Angelegenheiten ein und hält 
Ausschau nach Gelegenheiten zur Ergatte- 
rung von Militärstützpunkten.  16)

Die Chinesen glossieren unter ihrem Blick-
winkel den wahren Hintergrund einiger gän-
giger Schlagworte aus dem sowjetischen Be- 
reich. An erster Stelle steht dabei die Theorie 
von der „begrenzten Souveränität", die soge-
nannte Breschnew-Doktrin, die eine „ausge-
machte Hegemonie-Doktrin" sei. In scharfer 
Form wird am Beispiel der Tschechoslowakei 
ein Anspruch des Sowjetrevisionismus zurück-
gewiesen, die Geschicke eines anderen Landes 
bestimmen zu wollen. In die gleiche Richtung 
führt die Interpretation der Theorie von der 
„internationalen Diktatur". Die Ausdehnung 
der Diktatur des Proletariats von einer natio-
nalen zu einer internationalen Diktatur ist 
nach Pekinger Urteil eine völlige Verzerrung 
der Ideen Lenins. Die Theorie von der „sozia-
listischen Gemeinschaft" diene in ähnlicher 
Hinsicht im Grunde nur als gefällige Umschrei-
bung für ein Kolonialreich mit der Sowjet-
union als Mutterland. In gleicher Zielrichtung 
wird auch die Theorie von der „internatio-
nalen Arbeitsteilung" erwähnt. Sie laufe auf 
„eine industrielle Sowjetunion sowie auf ein 
landwirtschaftliches Asien, Afrika und Latein-
amerika oder auf eine industrielle Sowjet-
union mit den Zubringerwerkstätten Asien, 
Afrika und Lateinamerika hinaus  17). Schließ-
lich wird noch die sowjetische Behauptung, daß 
„unsere Interessen berührt werden", zurück-
gewiesen: „Anmaßend erklären sie: .Schiffe 
der sowjetischen Kriegsmarine’ werden .über-
all dort fahren, wo dies durch die Interessen 15

15 Vgl. Bericht nach Hsinhua vom 21. 4. 1970.
1 Vgl. Bericht nach Hsinhua vom 21. 4. 1970.

der Sicherheit unseres Landes geboten ist'. 
Kann ein Land etwa alle Teile der Welt als 
Gebiete betrachten, die seine Interessen be-
rühren, und, weil es eine .Großmacht' ist, 
seine Hand auf den ganzen Erdball legen? .., 
Diese Theorie, daß .unsere Interessen berührt 
sind', ist ein typisches Argument der Imperia-
listen zur Durchführung ihrer globalen Aggres-
sionsp 18olitik." )

Bürgerliche Dekadenz

Der Artikel des albanischen Parteiorgans Zerf 
i Popullit hat sich im besonderen einer Wei-
terentwicklung der chinesischen Grundgedan-
ken in der Richtung angenommen, daß die 
Wiederherstellung der klassenbedingten Zu-
stände auch die Erscheinungsformen der bür-
gerlichen Dekadenz wieder in das Land ge-
bracht haben. Erinnert wird dabei an das Va-
gabundentum, an die Jugendkriminalität, an 
die Diebstähle in den Betrieben, an den weit 
und breit blühenden Schwarzen Markt: „Solche 
Degenerationserscheinungen, wie sie jetzt in 
der Sowjetunion festzustellen sind, sind keine 
vorübergehenden und Einzelerscheinungen. 
Sie sind ein Ergebnis des kapitalistischen Sy-
stems, das in der Sowjetunion wiedererstan-
den ist. Sie sind typisch für jede bourgeo
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Gesellschaft und werden zusammen mit dieser 
Gesellschaft verschwinden." )
Die Bevorzugten der neuen Klasse würden ge-
gen solche Auswüchse einer Verwahrlosung 
oder gar Erscheinungen kriminellen Charak-
ters zwar vorgehen, sie trügen jedoch selbst 
den Keim der Dekadenz in das System durch 
die Betrügereien, deren sie sich selbst schuldig 
machten; so etwa, wenn sie der Verführung 
erliegen, die Zahlen der vorgeschriebenen 
Planerfüllung zu erhöhen, damit auch ihre 
eigenen Prämien ansteigen.
Es wird schwer sein, festzustellen, wie weit 
das spürbare Mißbehagen der Intellektuellen 
in der Sowjetunion auch aus solchen Erschei-
nungen des Alltags seine Nahrung erhält. Auf 
jeden Fall wird den Sowjets in ihrer Spätphase 
nach mehr als 50 Jahren kommunistischer Re-
gierung das finstere Bild einer bourgeois-kapi-
talistischen Verkommenheit gezeichnet, wie 
die nachfolgende Passage aus dem Grundsatz-
artikel des albanischen Parteiorgans zeigt: 
„Eine Konsequenz der Erneuerung des Kapita-
lismus ist die weite Verbreitung bourgeoiser 
Ideologien, der Selbstsucht und des Indivi-
dualismus, der Karrieremacherei und der Un-
terwürfigkeit, des Strebens nach persönlichen
16) Vgl. Bericht nach Hsinhua vom 21. 4. 1970.
17) Vgl. Bericht nach der albanischen Nachrichten-
agentur ATA vom 25. 3. 1971.



Vorteilen usw., die.vom Grunde aus das Be-
wußtsein der Männer und Frauen in der So-
wjetunion zerstören. In destruktiver Art offen-
bart sich selbst in der Jugend die degenerierte 
Lebensart der kapitalistischen Welt. .. Welche 
propagandistischen Bemühungen die Herrscher 
im Kreml unternehmen mögen, so können sie 
doch nicht das starke Gefühl der Ungewißheit, 
der Furcht und der Einsamkeit bei Männern 
und Frauen, die große geistige und ideolo-
gische Armut, die sichtbare Gleichgültigkeit 
und deutliche Passivität gegenüber der offi-
ziellen Po 20litik beseitigen." )

Aufruf zu neuer Revolution

An der Dramatik, zu der im Abschluß des 
Artikels die albanischen Überlegungen ge-
führt werden, zeigt sich, wofür der ausge-
dehnte und detailliert gegliederte gedankliche 
Unterbau des Bildes einer in bürgerliche 
Verhältnisse zurückgefallenen Sowjetunion 
konstruiert werden mußte. Nur so läßt sich 
nämlich als logische Folge mit dem Zwang 
„wissenschaftlicher Gesetzmäßigkeit" der flam-

mende Aufruf zu einer neuen Revolution in 
der Sowjetunion verstehen. Der Kreislauf soll 
sich vollenden. Nachdem die russische Revo-
lution durch die Rückkehr zur Verbürgerli-
chung annulliert wurde, gilt es heute, auf die 
Ausgangsposition von vor 50 Jahren zurück-
zukehren und die Machthaber mit dem Auf-
stand der Massen durch Gewalt zu stürzen, 
die „echte" Form des Kommunismus wieder zu 
installieren. Der entsprechende Appell lautet: 
„Nur die Arbeiterklasse, geführt von ihrer 
marxistisch-leninistischen revolutionären Vor-
hut und vom Vertrauen auf die Lehren Lenins 
und Stalins, kann nach einem Sturz des revi-
sionistischen Regimes die Sowjetunion aus 
dem Chaos herausführen, in das die Revi-
sionisten sie jetzt gestürzt haben, und sie 
er
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neut auf den richtigen Weg des Sozialismus 

und Kommunismus leiten.“ )
20) Vgl. Bericht nach der albanischen Nachrichten-
agentur ATA vom 25. 3. 1971.
21) Ebenda.

An dieser Stelle richtet sich die Analyse auch 
auf die letzten Vorkommnisse in Moskaus 
Satellitensystem und kommt dabei zu dem 
für die innere Logik der Gedankenkonstruk. 
tion bestechenden Schluß, die Unruhen in 
Polen seien bereits ein erstes Signal für das 
Heraufkommen der neuen Revolution der Ar 
beiterschaft gegen die revisionistisch-verbür-
gerlichte Führungsspitze gewesen. Der Kampf 
der polnischen Arbeiter im Dezember 1970 
wird als Spaltung zwischen den Werktätigen 
und der herrschenden Bürokratie in Partei und 
Staat gedeutet: „Erstmalig standen sich die Ar-
beiter auf der einen Seite und die Revisioni-
sten auf der anderen Seite als zwei bereits 
geformte antagonistische Klassen gegenüber. 
Die polnischen Ereignisse sind der Ausdruck 
eines Prozesses, der in allen revisionistischen 
Ländern, einschließlich der Sowjetunion, statt-
findet und der in Polen die größte Intensität 
erreichte. Sie si
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nd sozusagen die Vorläufer des 
großen revolutionären Klassenkampfes, der 
unweigerlich und in nicht allzu ferner Zukunft 
überall ausbrechen wird." )

Im chinesischen Lager des Kommunismus ist 
man offen dazu übergegangen, in den Macht-
bereich der sowjetischen „Bruderpartei" hin-
einzuwirken, um ihn zu unterminieren. Eine 
schärfere Absage gegenüber dem noch immer 
erkennbaren Moskauer Streben, möglichst den 
Zwist im kommunistischen Machtbereich bei-
zulegen, kann es nicht geben. Zwar scheint die 
ursprüngliche sowjetische Hoffnung auf bal-
dige Ausräumung der Schwierigkeiten vorläu-
fig aufgegeben worden zu sein. Man ist aber 
dennoch der Zuversicht, daß eines Tages nach 
Abtreten Maos die Entwicklung wieder zu-
rückführen wird in die alten Gegegebenheiten, 
daß Moskau und Peking nebeneinander an 
der Spitze des kommunistischen Machtbereichs 
stehen, eines Machtbereichs, der — seit auch 
China Atommacht geworden ist — die Welt 
vor eine neue Situation stellen würde.

22) Ebenda.


